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Gesetzentwurf
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/1152 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
20. Juni 2019 tber transparente und vorhersehbare
Arbeitsbedingungen in der Europaischen Union im Bereich des
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A. Problem und Ziel

Die Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 Uber transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europaischen Uni-
on (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 105; im Folgenden: ,Arbeitsbedingungenrichtlinie oder
»Richtlinie) ist am 31. Juli 2019 in Kraft getreten. Sie ersetzt die Richtlinie 91/533/EWG
des Rates vom 14. Oktober 1991 Uber die Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des
Arbeitnehmers Uber die fir seinen Arbeitsvertrag oder sein Arbeitsverhaltnis geltenden
Bedingungen (ABI. L 288 vom 18.10.1991, S. 32; im Folgenden ,Nachweisrichtlinie®).

Die Arbeitsbedingungenrichtlinie verfolgt das Ziel, die Arbeitsbedingungen zu verbessern,
indem eine transparente und vorhersehbarere Beschaftigung geférdert und zugleich die
Anpassungsfahigkeit des Arbeitsmarktes gewahrleistet wird. Zur Erreichung dieses Ziels
sieht die Arbeitsbedingungenrichtlinie folgende MalRnhahmen vor:

— Erweiterung der bereits in der Nachweisrichtlinie vorgesehenen Pflicht des Arbeitge-
bers zur Unterrichtung Uber die wesentlichen Aspekte des Arbeitsverhaltnisses (sog.
Nachweispflichten),

— Festlegung von Mindestanforderungen an die Arbeitsbedingungen in Bezug auf die
Hoéchstdauer einer Probezeit, Mehrfachbeschaftigung, Mindestvorhersehbarkeit der
Arbeit, Ersuchen um einen Ubergang zu einer anderen Arbeitsform sowie Pflichtfort-
bildungen,

— sogenannte horizontale Bestimmungen zur Durchsetzung der vorgenannten Bestim-
mungen.

Artikel 22 der Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, bis zum 31. Juli 2022 die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die erforderlich sind, um den Vorgaben der Ar-
beitsbedingungenrichtlinie nachzukommen. Spatestens ab 1. August 2022 sind die in der
Richtlinie festgelegten Rechte und Pflichten auf alle Arbeitsverhaltnisse anzuwenden.

Fristablauf: 20.05.22
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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B. Losung

Die Umsetzung der Arbeitsbedingungenrichtlinie im Bereich des Zivilrechts erfolgt hin-
sichtlich der Nachweispflichten (Kapitel 2 der Richtlinie) in Artikel 1 durch Anderungen im
Nachweisgesetz. In den Artikeln 2 bis 5 werden zudem die bisher zu diesem Bereich be-
stehenden Regelungen zu den Nachweispflichten im Berufsbildungsgesetz, in der Hand-
werksordnung, im Arbeithehmertberlassungsgesetz und im Seearbeitsgesetz (SeeArbG)
angepasst.

Die in der Arbeitsbedingungenrichtlinie geregelten Mindestarbeitsbedingungen (Kapitel 3
der Richtlinie) erfordern zudem Anderungen im SeeArbG, in der Gewerbeordnung sowie
im Teilzeit- und Befristungsgesetz, welche in den Artikeln 5 bis 7 erfolgen.

Zudem werden die Vorgaben der Richtlinie durch die in den Artikeln 8 bis 10 getroffene
Anordnung der Anwendung der fur den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und
Rechtsgrundsatze im Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-
Gesetz, im Notfallsanitatergesetz sowie im PTA-Berufsgesetz umgesetzt.

Die durch Artikel 11 in das Arbeitnehmer-Entsendegesetz aufgenommene Hinweispflicht
dient der weiteren Erleichterung der Durchsetzung der die Richtlinienvorgaben umsetzen-
den Vorschriften.

C. Alternativen

Keine.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Der Erfullungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber kann mit dem bestehenden Perso-
nal abgedeckt werden, von daher entstehen durch das Gesetz keine zusatzlichen Haus-
haltsausgaben.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fur Blirgerinnen und Blrger

Fur die Burgerinnen und Blrger entsteht ein geschatzter einmaliger Zeitaufwand von
44 000 Stunden und ein jahrlicher Zeitaufwand von rund 14 000 Stunden.

E.2 Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft

Far die Wirtschaft entsteht ein geschatzter Umstellungsaufwand von rund 8,72 Millionen
Euro sowie ein jahrlicher geschatzter Erfullungsaufwand von rund 4,9 Millionen Euro.

Eine Kompensation des Erflllungsaufwands (,One in, one out‘-Regel) ist nicht erforder-
lich, weil es sich um eine 1:1-Umsetzung einer EU-rechtlichen Vorgabe handelt.

Davon Burokratiekosten aus Informationspflichten

Keine.
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E.3 Erfullungsaufwand der Verwaltung

Der Verwaltung entsteht ein geschatzter Umstellungsaufwand von rund 502 000 Euro
(Bund: rund 53 900 Euro; Lander und Kommunen: rund 448 100 Euro) sowie ein jahrlicher
Erfullungsaufwand von rund 7,8 Millionen Euro (Bund: rund 7 000 Euro; Lander und
Kommunen: rund 7,8 Millionen Euro).

F. Weitere Kosten

Keine.
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 8. April 2022
Der Bundeskanzler

An den

Prasidenten des Bundesrates
Herrn Ministerprésidenten
Bodo Ramelow

Sehr geehrter Herr Prasident,

hiermit Gbersende ich geméal Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 des Grundgesetzes den von
der Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des
Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber transparente
und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Européischen Union im Bereich
des Zivilrechts

mit Begriindung und Vorblatt.

Der Gesetzentwurf ist besonders eilbedirftig, um einen Abschluss des Gesetzge-
bungsverfahrens bis zum Ablauf der Umsetzungsfrist der Richtlinie am 31. Juli
2022 noch zu erreichen.

Fristablauf: 20.05.22
besonders eilbedirftige Vorlage geméaR Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG
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Federfiihrend ist das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemal § 6 Absatz 1 NKRG
ist als Anlage beigefugt.

Mit freundlichen GriiRen
Olaf Scholz
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Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152

des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 uber

transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europai-
schen Union im Bereich des Zivilrechts)'

Vom ...
Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:
Inhaltstbersicht
Artikel 1 Anderung des Nachweisgesetzes
Artikel 2 Anderung des Berufsbildungsgesetzes
Artikel 3 Anderung der Handwerksordnung
Artikel 4  Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes
Artikel 5 Anderung des Seearbeitsgesetzes
Artikel 6 Anderung der Gewerbeordnung
Artikel 7 Anderung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes

Artikel 8 Anderung des Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-
Gesetzes

Artikel 9 Anderung des Notfallsanitatergesetzes
Artikel 10  Anderung des PTA-Berufsgesetzes
Artikel 11 Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Artikel 12 Inkrafttreten

Artikel 1

Anderung des Nachweisgesetzes

Das Nachweisgesetz vom 20. Juli 1995 (BGBI. | S. 946), das zuletzt durch Artikel 3a
des Gesetzes vom 11. August 2014 (BGBI. | S. 1348) geandert worden ist, wird wie folgt
geandert:

1. In § 1 Satz 1 werden die Worter ,, es sei denn, dal sie nur zur voriibergehenden Aus-
hilfe von héchstens einem Monat eingestellt werden® gestrichen.

2. § 2 wird wie folgt geandert:

D (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 105)
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Absatz 1 wird wie folgt geandert:

aa) Satz 1 wird wie folgt gefasst:

bb)

.Der Arbeitgeber hat die wesentlichen Vertragsbedingungen des Arbeitsver-
haltnisses innerhalb der Fristen des Satzes 4 schriftlich niederzulegen, die
Niederschrift zu unterzeichnen und dem Arbeitnehmer auszuhandigen.”

Satz 2 wird wie folgt geandert:

aaa)

bbb)

cce)

ddd)

eee)

fff)

ggg)

hhh)

In Nummer 3 werden nach dem Wort ,Arbeitsverhaltnissen:* die Wor-
ter ,das Enddatum oder* eingefiigt.

In Nummer 4 werden nach dem Wort ,werden” die Worter ,oder seinen
Arbeitsort frei wahlen® eingeflgt.

Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefugt:

,0. sofern vereinbart, die Dauer der Probezeit,".

Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und wie folgt gefasst:

,/. die Zusammensetzung und die Hohe des Arbeitsentgelts ein-
schlieRlich der Vergutung von Uberstunden, der Zuschlage, der Zula-
gen, Pramien und Sonderzahlungen sowie anderer Bestandteile des
Arbeitsentgelts, die jeweils getrennt anzugeben sind, und deren Fallig-
keit sowie die Art der Auszahlung.”

Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 8 und wie folgt gefasst:

,8. die vereinbarte Arbeitszeit, vereinbarte Ruhepausen und Ruhezei-
ten sowie bei vereinbarter Schichtarbeit das Schichtsystem, der
Schichtrhythmus und Voraussetzungen fir Schichtanderungen.*

Nach der neuen Nummer 8 wird folgende Nummer 9 eingefugt:

,9. bei Arbeit auf Abruf nach § 12 des Teilzeit- und Befristungsgeset-
zes:

a) die Vereinbarung, dass der Arbeitnehmer seine Arbeitsleis-
tung entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen hat,

b) die Zahl der mindestens zu vergutenden Stunden,
c) der Zeitrahmen, bestimmt durch Referenztage und Referenz-
stunden, der fUr die Erbringung der Arbeitsleistung festgelegt

ist, und

d) die Frist, innerhalb derer der Arbeitgeber die Lage der Ar-
beitszeit im Voraus mitzuteilen hat,”.

Nach der neuen Nummer 9 wird folgende Nummer 10 eingeflgt:

,10. sofern vereinbart, die Moglichkeit der Anordnung von Uberstunden
und deren Voraussetzungen,*.

Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 11.



b)

cc)
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iii) Nach der neuen Nummer 11 werden die folgenden Nummern 12 und
13 eingefiigt:

,12. ein etwaiger Anspruch auf vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbil-
dung,

13. wenn der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer eine betriebliche Alters-
versorgung Uber einen Versorgungstrager zusagt, der Name und
die Anschrift dieses Versorgungstragers; die Nachweispflicht ent-
fallt, wenn der Versorgungstrager zu dieser Information verpflich-
tet ist,”.

iii) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 14 und wie folgt gefasst:

,14. das bei der Kindigung des Arbeitsverhaltnisses von Arbeitgeber
und Arbeithehmer einzuhaltende Verfahren, mindestens das
Schriftformerfordernis und die Fristen fur die Kindigung des Ar-
beitsverhaltnisses, sowie die Frist zur Erhebung einer Kundi-
gungsschutzklage; § 7 des Kiindigungsschutzgesetzes ist auch
bei einem nicht ordnungsgemalfien Nachweis der Frist zur Erhe-
bung einer Kindigungsschutzklage anzuwenden,”.

kkk)  Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 15 und wie folgt gefasst:

,15. ein in allgemeiner Form gehaltener Hinweis auf die auf das Ar-
beitsverhaltnis anwendbaren Tarifvertrage, Betriebs- oder
Dienstvereinbarungen sowie Regelungen paritatisch besetzter
Kommissionen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts Arbeits-
bedingungen fur den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen.”

Folgender Satz wird angefugt:

,Dem Arbeitnehmer ist die Niederschrift mit den Angaben nach Satz 2 Num-
mer 1, 7 und 8 spatestens am ersten Tag der Arbeitsleistung, die Nieder-
schrift mit den Angaben nach Satz 2 Nummer 2 bis 6, 9 und 10 spatestens
am siebten Kalendertag nach dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhalt-
nisses und die Niederschrift mit den Gbrigen Angaben nach Satz 2 spates-
tens einen Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhaltnisses
auszuhandigen.”

Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

»(2) Hat der Arbeitnehmer seine Arbeitsleistung langer als vier aufeinanderfol-

gende Wochen auRerhalb der Bundesrepublik Deutschland zu erbringen, so hat
der Arbeitgeber dem Arbeitnehmer vor dessen Abreise die Niederschrift nach Ab-
satz 1 Satz 1 mit allen wesentlichen Angaben nach Absatz 1 Satz 2 und folgenden
zusatzlichen Angaben auszuhandigen:

1.

das Land oder die Lander, in dem oder in denen die Arbeit im Ausland geleistet
werden soll, und die geplante Dauer der Arbeit,

die Wahrung, in der die Entlohnung erfolgt,
sofern vereinbart, mit dem Auslandsaufenthalt verbundene Geld- oder Sach-

leistungen, insbesondere Entsendezulagen und zu erstattende Reise-, Ver-
pflegungs- und Unterbringungskosten,
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c)

4. die Angabe, ob eine Rlckkehr des Arbeitnehmers vorgesehen ist, und gege-
benenfalls die Bedingungen der Rickkehr.*

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefugt:

»(3) Fallt ein Auslandsaufenthalt nach Absatz 2 in den Anwendungsbereich der
Richtlinie 96/71/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezem-
ber 1996 Uber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen (ABI. L 18 vom 21.1.1997, S. 1), die durch die Richtlinie (EU)
2018/957 (ABI. L 173 vom 9.7.2018, S. 16) geandert worden ist, muss die Nieder-
schrift nach Absatz 1 Satz 1 neben den Angaben nach Absatz 2 auch folgende
zusatzliche Angaben enthalten:

1. die Entlohnung, auf die der Arbeitnehmer nach dem Recht des Mitgliedstaats
oder der Mitgliedstaaten, in dem oder in denen der Arbeitnehmer seine Arbeit
leisten soll, Anspruch hat,

2. den Link zu der einzigen offiziellen nationalen Website, die der Mitgliedstaat,
in dem der Arbeitnehmer seine Arbeit leisten soll, betreibt nach Artikel 5 Ab-
satz 2 Buchstabe a der Richtlinie 2014/67/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 zur Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG
Uber die Entsendung von Arbeithehmern im Rahmen der Erbringung von
Dienstleistungen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iber
die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssys-
tems — (,IMI-Verordnung®) (ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 11).°

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4 und wie folgt gefasst:

»(4) Die Angaben nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 bis 8 und 10 bis 14 kdnnen
ersetzt werden durch einen Hinweis auf die auf das Arbeitsverhaltnis anwendbaren
Tarifvertrage, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie Regelungen paritatisch
besetzter Kommissionen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedin-
gungen fur den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen. Ist in den Fallen des Ab-
satzes 1 Satz 2 Nummer 11 und 14 die jeweilige gesetzliche Regelung malge-
bend, so kann hierauf verwiesen werden. Die Angaben nach Absatz 2 Nummer 2
und Absatz 3 Nummer 1 kénnen ersetzt werden durch einen Hinweis auf konkrete
Bestimmungen der einschlagigen Rechts- und Verwaltungsvorschriften und Sat-
zungen oder Tarifvertrage, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen sowie Regelun-
gen paritatisch besetzter Kommissionen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts
Arbeitsbedingungen fur den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen.”

Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5 und es werden die Wérter ,nach den Absat-
zen 1 und 2“ durch die Worter ,nach den Absatzen 1, 2 und 3“ und die Worter ,in
den Absatzen 1 bis 3" durch die Worter ,in den Absatzen 1 bis 4“ ersetzt.

3. § 3 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Satz 1 werden die Woérter ,einen Monat nach der Anderung“ durch die Wérter
-an dem Tag, an dem sie wirksam wird,“ ersetzt.

Satz 2 wird wie folgt gefasst:

,Satz 1 gilt nicht bei einer Anderung der auf das Arbeitsverhaltnis anwendbaren
gesetzlichen Vorschriften, Tarifvertrage, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen so-
wie Regelungen paritatisch besetzter Kommissionen, die auf der Grundlage kirch-
lichen Rechts Arbeitsbedingungen flr den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festle-

gen.
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Nach § 3 wird folgender § 4 eingefligt:

.8 4
Buligeldvorschriften
(1) Ordnungswidrig handelt, wer
1. entgegen § 2 Absatz 1 Satz 1 eine in § 2 Absatz 1 Satz 2 genannte wesentliche
Vertragsbedingung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in der vorgeschrie-

benen Weise oder nicht rechtzeitig aushandigt,

2. entgegen § 2 Absatz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3, eine dort genannte Nie-
derschrift nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig aushandigt oder

3. entgegen § 3 Satz 1 eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht in
der vorgeschriebenen Weise oder nicht rechtzeitig macht.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e bis zu zweitausend Euro ge-
ahndet werden.”

Der bisherige § 4 wird § 5 und Satz 1 wird wie folgt gefasst:

.Hat das Arbeitsverhaltnis bereits vor dem 1. August 2022 bestanden, so ist dem Ar-
beitnehmer auf sein Verlangen spatestens am siebten Tag nach Zugang der Aufforde-
rung beim Arbeitgeber die Niederschrift mit den Angaben nach § 2 Absatz 1 Satz 2
Nummer 1 bis 10 auszuhandigen; die Niederschrift mit den tbrigen Angaben nach § 2
Absatz 1 Satz 2 ist spatestens einen Monat nach Zugang der Aufforderung auszuhan-
digen.”

Der bisherige § 5 wird § 6.

Artikel 2

Anderung des Berufsbildungsgesetzes

Das Berufsbildungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 4. Mai 2020

(BGBI. I S. 920), das zuletzt durch [...Entwurf eines Gesetzes zur Erhohung des Schutzes
durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Anderungen im Bereich der geringfugigen Be-
schéftigung, BT-Drs. ...2)] geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1.

§ 11 Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt geandert:
a) Der Nummer 1 wird folgende Nummer 1 vorangestellt:
»1.  Name und Anschrift der Ausbildenden sowie der Auszubildenden, bei Min-

derjahrigen zusatzlich Name und Anschrift ihrer gesetzlichen Vertreter oder
Vertreterinnen,”.

?)

Bitte ab der Verkiindung des ,Gesetzes zur Erhdhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindest-
lohn und zu Anderungen im Bereich der geringfligigen Beschaftigung“ den entsprechenden Artikel
einfligen, mit dem das BBiG geandert wurde, sowie das Datum der Ausfertigung und die Angabe der
Fundstelle.
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b) Die bisherigen Nummern 1 und 2 werden die Nummern 2 und 3.
c) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und wie folgt gefasst:

»4. die Ausbildungsstatte und Ausbildungsmalnahmen auflerhalb der Ausbil-
dungsstatte,”.

d) Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Nummern 5 und 6.
e) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und wie folgt gefasst:

»7- Zahlung und Héhe der Vergltung sowie deren Zusammensetzung, sofern
sich die Vergutung aus verschiedenen Bestandteilen zusammensetzt,“.

f)  Nach der neuen Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingefligt:
,8. Vergiitung oder Ausgleich von Uberstunden,*.
g) Die bisherigen Nummern 7 bis 10 werden die Nummern 9 bis 12.

2. In § 36 Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ durch die
Woérter ,§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2“ ersetzt.

3. In § 101 Absatz 2 werden nach den Wortern ,funftausend Euro,” die Worter ,in den

Fallen des Absatzes 1 Nummer 1 mit einer Geldbule bis zu zweitausend Euro und®
eingeflgt.

Artikel 3

Anderung der Handwerksordnung

In § 30 Absatz 1 Satz 3 der Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntmachung
vom 24. September 1998 (BGBI. | S. 3074; 2006 | S. 2095), die zuletzt durch Artikel 1 des
Gesetzes vom 9. Juni 2021 (BGBI. | S. 1654) geandert worden ist, werden die Wérter ,§ 11
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1“ durch die Wérter ,§ 11 Absatz 1 Satz 2 Nummer 2“ ersetzt.

Artikel 4

Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes

Das Arbeitnehmeruberlassungsgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom
3. Februar 1995 (BGBI. | S. 158), das zuletzt durch Artikel 1a des Gesetzes vom 18. Marz
2022 (BGBI. | S. 466) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In § 11 Absatz 2 Satz 4 wird der Punkt am Ende durch die Worter ,,, und ihm die Firma
und Anschrift des Entleihers, dem er Uberlassen wird, in Textform mitzuteilen.” ersetzt.

2. § 13a wird wie folgt geandert:

a) Die Uberschrift wird wie folgt gefasst:



andert:

1.
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,§ 13a

Informationspflicht des Entleihers (iber freie Arbeitsplatze und Ubernahmegesuch
des Leiharbeitnehmers®.

Der Wortlaut wird Absatz 1.
Folgender Absatz 2 wird angeflgt:

»(2) Der Entleiher hat einem Leiharbeitnehmer, der ihm seit mindestens sechs
Monaten Uberlassen ist und der ihm in Textform den Wunsch nach dem Abschluss
eines Arbeitsvertrages angezeigt hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der
Anzeige eine begriindete Antwort in Textform mitzuteilen. Satz 1 gilt nicht, sofern
der Leiharbeitnehmer dem Entleiher diesen Wunsch in den letzten zwdlf Monaten
bereits einmal angezeigt hat. Fir die Bestimmung der Dauer der Uberlassung nach
Satz 1 gilt § 1 Absatz 1b Satz 2 entsprechend.”

§ 16 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Nummer 9 wird die Angabe ,§ 13a Satz 1 durch die Wérter ,§ 13a
Absatz 1 Satz 1“ ersetzt.

In Absatz 2 werden die Woérter ,die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4,
5, 6a und 8 mit einer GeldbulRe bis zu tausend Euro geahndet werden® durch die
Woérter ,die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 8 mit einer Geldbule bis
zu zweitausend Euro und die Ordnungswidrigkeit nach Absatz 1 Nummer 4, 5 und
6a mit einer GeldbulRe bis zu tausend Euro geahndet werden® ersetzt.

Artikel 5

Anderung des Seearbeitsgesetzes

Das Seearbeitsgesetz vom 20. April 2013 (BGBI. | S. 868), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 20. Mai 2021 (BGBI. | S. 1144) geandert worden ist, wird wie folgt ge-

In der Inhaltsubersicht wird nach der Angabe zu § 32 folgende Angabe eingeflgt:

,§ 32a Pflichtfortbildungen®.

§ 28 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 3 werden die Worter ,Absatz 2 Nummer 11“ durch die Worter ,,Ab-
satz 2 Nummer 13“ ersetzt.

Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Nummer 5 werden nach dem Wort ,Heuervertrag” die Woérter ,: das Endda-
tum oder* eingeflgt.

bb) Nach Nummer 5 wird folgende Nummer 6 eingefligt:
,0. sofern vereinbart, die Dauer der Probezeit,".

cc) Die bisherige Nummer 6 wird Nummer 7 und wie folgt gefasst:
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. 7. die Zusammensetzung und die Hohe der Heuer einschlie3lich der Ver-
gltung von Uberstunden, der Zuschlage, Zulagen, Pramien und Sonder-
zahlungen, die jeweils getrennt anzugeben sind, oder die fur die Berech-
nung der Heuer zugrunde zu legende Formel sowie die Falligkeit der
Heuer und die Art der Auszahlung,*.

dd) Nach der neuen Nummer 7 wird folgende Nummer 8 eingeflgt:

,8. sofern vereinbart, die Méglichkeit der Anordnung von Uberstunden und
deren Voraussetzungen,®.

ee) Die bisherige Nummer 7 wird Nummer 9 und wie folgt gefasst:

,9. die vereinbarten Arbeitszeiten, vereinbarte Ruhepausen und Ruhezeiten
sowie bei einem Mehrwachen-System das vereinbarte System,”.

ff) Die bisherige Nummer 8 wird Nummer 10.
gg) Die bisherige Nummer 9 wird Nummer 11 und wie folgt gefasst:

,11. das bei der Kiindigung des Heuerverhaltnisses einzuhaltende Verfahren,
mindestens das Schriftformerfordernis und die Fristen fir die Kiindigung
sowie die Frist zur Erhebung einer Kiindigungsschutzklage; § 7 des Kiin-
digungsschutzgesetzes ist auch bei einem nicht ordnungsgemalfien
Nachweis der Frist zur Erhebung einer Klndigungsschutzklage anzu-
wenden,”.

hh) Die bisherigen Nummern 10 bis 12 werden die Nummern 12 bis 14.
ii)  Nach Nummer 14 wird folgende Nummer 15 eingefugt:

,15. ein etwaiger Anspruch auf vom Reeder bereitgestellte Fortbildung,*.
jj) Die bisherige Nummer 13 wird Nummer 16.

In Absatz 3 Nummer 3 werden die Worter ,Absatz 2 Nummer 6“ durch die Worter
LAbsatz 2 Nummer 7¢ ersetzt.

In Absatz 5 Satz 1 werden die Worter ,Absatz 2 Nummer 6 bis 10, 12 durch die
Worter ,Absatz 2 Nummer 6 bis 12 und 14 bis 15 ersetzt.

Folgender Absatz 7 wird angeflugt:

»(7) Hat das Heuerverhaltnis bereits vor dem 1. August 2022 bestanden, so ist
dem Besatzungsmitglied auf sein Verlangen eine Niederschrift mit den nach Ab-
satz 2 wesentlichen Angaben innerhalb von sieben Tagen nach Zugang der Auf-
forderung auszuhandigen oder zu tGbermitteln. Soweit eine friher ausgestellte Nie-
derschrift oder ein schriftlicher Heuervertrag die nach Absatz 2 wesentlichen An-
gaben enthalt, entfallt diese Verpflichtung.*

3. Nach § 32 wird folgender § 32a eingefligt:
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,8 32a
Pflichtfortbildungen

(1) Ist der Reeder durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes, durch Tarifvertrag

oder Betriebsvereinbarung verpflichtet, dem Besatzungsmitglied eine flur die Erbrin-
gung der Arbeitsleistung erforderliche Fortbildung anzubieten, diirfen dem Besatzungs-
mitglied die Kosten hierflr nicht auferlegt werden.

(2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen wahrend der regelmafigen Arbeitszeit

durchgefiihrt werden. Soweit Fortbildungen nach Absatz 1 au3erhalb der regelmafi-
gen Arbeitszeit durchgefiuhrt werden missen, gelten sie als Arbeitszeit.”

§ 82 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 3 Satz 1 wird wie folgt geadndert:
aa) Nummer 6 wird wie folgt gefasst:

,0. der Hinweis darauf, dass die Ausbildung auf verschiedenen Schiffen erfol-
gen kann, sowie die Ausbildungsmalinahmen aullerhalb der Ausbil-
dungsstatte,”.

bb) Nummer 9 wird wie folgt gefasst:

,9. die Zusammensetzung und die Hohe der Vergutung einschliel3lich der Zu-
schlage, Zulagen, Pramien und Sonderzahlungen, die jeweils getrennt
anzugeben sind, oder die fir die Berechnung der Verglitung zugrunde
zu legende Formel sowie die Falligkeit der Vergutung, die Art der Aus-
zahlung und, soweit vorgesehen, die Modalitdten und die Vergitung von
Uberstunden,”.

cc) Nummer 11 wird wie folgt gefasst:

,11. das bei der Kindigung des Ausbildungsvertrages einzuhaltende Verfah-
ren, mindestens das Schriftformerfordernis und die Fristen fiir eine Kin-
digung sowie die Frist zur Erhebung einer Kiindigungsschutzklage; § 7
des Kundigungsschutzgesetzes ist auch bei einem nicht ordnungsgema-
Ren Nachweis der Frist zur Erhebung einer Kiindigungsschutzklage an-
zuwenden,”.

Folgender Absatz 9 wird angeflugt:

»(9) Hat das Ausbildungsverhaltnis bereits vor dem 1. August 2022 bestanden,
so ist dem Auszubildenden auf sein Verlangen eine Niederschrift mit den nach
Absatz 3 wesentlichen Angaben innerhalb von sieben Tagen nach Zugang der
Aufforderung auszuhandigen oder zu Ubermitteln. Soweit eine friher ausgestellte
Niederschrift oder ein schriftlicher Ausbildungsvertrag die nach Absatz 3 erforder-
lichen Angaben enthalt, entfallt diese Verpflichtung.”

§ 148 wird wie folgt geandert:

a)

b)

In Absatz 1 Satz 2 werden die Woérter ,,Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 7, 9, 10, 12 und
13" durch die Worter ,Absatz 2 Nummer 1 bis 5, 9, 11, 12, 14 und 16“ ersetzt.

In Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a werden die Woérter ,§ 28 Absatz 2 Num-
mer 6, 8, 11 durch die Worter ,§ 28 Absatz 2 Nummer 7, 10, 13" ersetzt und wird
nach dem Wort ,Dienstleistungspflicht* das Wort ,,, Pflichtfortbildungen® eingeflgt.
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Artikel 6

Anderung der Gewerbeordnung

Die Gewerbeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. Februar 1999
(BGBI. | S. 202), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. August 2021 (BGBI. |
S. 3504) geandert worden ist, wird wie folgt geandert:

1. In der Inhaltstbersicht wird die Angabe zu den §§ 111 bis 132a durch die folgenden
Angaben ersetzt:

»§ 111 Pflichtfortbildungen

§§ 112 bis 132a (weggefallen)“.

2. § 111 wird wie folgt gefasst:

,8 111
Pflichtfortbildungen

(1) Ist der Arbeitgeber durch Gesetz oder aufgrund eines Gesetzes, durch Tarif-
vertrag oder Betriebs- oder Dienstvereinbarung verpflichtet, dem Arbeithehmer eine fur
die Erbringung der Arbeitsleistung erforderliche Fortbildung anzubieten, dirfen dem
Arbeitnehmer die Kosten hierflir nicht auferlegt werden.

(2) Fortbildungen nach Absatz 1 sollen wahrend der regelmafigen Arbeitszeit
durchgefiihrt werden. Soweit Fortbildungen nach Absatz 1 au3erhalb der regelmafi-
gen Arbeitszeit durchgefiuhrt werden missen, gelten sie als Arbeitszeit.”

Artikel 7

Anderung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes

Das Teilzeit- und Befristungsgesetz vom 21. Dezember 2000 (BGBI. | S. 1966), das
zuletzt durch Artikel 10 des Gesetzes vom 22. November 2019 (BGBI. | S. 1746) geandert
worden ist, wird wie folgt geandert:

1.  § 7 wird wie folgt geandert:

a) In Absatz 2 Satz 1 wird der Punkt am Ende durch die Wérter ,und den Arbeitneh-
mer Uber entsprechende Arbeitsplatze zu informieren, die im Betrieb oder Unter-
nehmen besetzt werden sollen.” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Der Arbeitgeber hat einem Arbeithehmer, dessen Arbeitsverhaltnis langer
als sechs Monate bestanden und der ihm in Textform den Wunsch nach Absatz 2
Satz 1 angezeigt hat, innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige eine be-
grundete Antwort in Textform mitzuteilen. Hat der Arbeitgeber in den letzten zwolf
Monaten vor Zugang der Anzeige bereits einmal einen in Textform geaullerten
Wunsch nach Absatz 2 Satz 1 in Textform begriindet beantwortet, ist eine mindli-
che Eroérterung nach Absatz 2 ausreichend.”
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2. § 12 wird wie folgt geandert:
a) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

»(3) Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Zeitrahmen, bestimmt durch Refe-
renzstunden und Referenztage, festzulegen, in dem auf seine Aufforderung hin
Arbeit stattfinden kann. Der Arbeitnehmer ist nur zur Arbeitsleistung verpflichtet,
wenn der Arbeitgeber ihm die Lage seiner Arbeitszeit jeweils mindestens vier Tage
im Voraus mitteilt und die Arbeitsleistung im Zeitrahmen nach Satz 1 zu erfolgen
hat.”

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wérter ,den Absatzen 1 und 3“ durch die Worter
~Absatz 1 und von der Vorankindigungsfrist nach Absatz 3 Satz 2* ersetzt.

3. § 15 wird wie folgt geandert:
a) Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 eingefligt:

»(3) Wird fur ein befristetes Arbeitsverhaltnis eine Probezeit vereinbart, so muss
diese im Verhaltnis zu der erwarteten Dauer der Befristung und der Art der Tatig-
keit stehen.”

b) Die bisherigen Absatze 3 bis 5 werden die Absatze 4 bis 6.
4. In § 16 Satz 1 wird die Angabe ,§ 15 Abs. 3" durch die Angabe ,§ 15 Absatz 4“ ersetzt.
5. § 18 wird wie folgt geandert:

a) Der Wortlaut wird Absatz 1.

b) Folgender Absatz 2 wird angefugt:

»(2) Der Arbeitgeber hat einem Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhaltnis langer
als sechs Monate bestanden und der ihm in Textform den Wunsch nach einem auf
unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag angezeigt hat, innerhalb eines
Monats nach Zugang der Anzeige eine begrindete Antwort in Textform mitzutei-
len. Satz 1 gilt nicht, sofern der Arbeithnehmer dem Arbeitgeber diesen Wunsch in
den letzten zwolf Monaten vor Zugang der Anzeige bereits einmal angezeigt hat.”

6. In§ 21 wird die Angabe ,§ 4 Abs. 2,§ 5, § 14 Abs. 1und 4, § 15 Abs. 2, 3 und 5“ durch
die Worter ,§ 4 Absatz 2, § 5, § 14 Absatz 1 und 4, § 15 Absatz 2, 4 und 6 ersetzt.

7. In § 22 Absatz 2 wird die Angabe ,§ 15 Absatz 3“ durch die Angabe ,§ 15 Absatz 4*
ersetzt.

Artikel 8

Anderung des Anasthesietechnische- und Operationstechnische-
Assistenten-Gesetzes

Dem § 26 des Anasthesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Geset-
zes vom 14. Dezember 2019 (BGBI. | S. 2768), das durch Artikel 11 des Gesetzes vom
24. Februar 2021 (BGBI | S. 274) geandert worden ist, wird folgender Absatz 7 angeflgt:
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»(7) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die fir den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvor-
schriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden.”

Artikel 9

Anderung des Notfallsanititergesetzes

Dem § 12 des Notfallsanitatergesetzes vom 22. Mai 2013 (BGBI. | S. 1348), das zuletzt
durch Artikel 12 des Gesetzes vom 24. Februar 2021 (BGBI. | S. 274) geandert worden ist,
wird folgender Absatz 5 angeflgt:

»(5) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die fur den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvor-
schriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden.”

Artikel 10

Anderung des PTA-Berufsgesetzes

Dem § 18 des PTA-Berufsgesetzes vom 13. Januar 2020 (BGBI. | S. 66), das durch
Artikel 13 des Gesetzes vom 24. Februar 2021 (BGBI | S. 274) geédndert worden ist, wird
folgender Absatz 6 angefugt:

»(6) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die fir den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvor-
schriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden.”

Artikel 11

Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes

Nach § 23b des Arbeitnenmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBI. | S. 799),
das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBI. | S. 5162) gean-
dert worden ist, wird folgender § 23c eingefugt:

.8 23C
Informationspflicht bei Anwerbung aus dem Ausland

Ein Arbeitgeber mit Sitz im Inland, der mit einem Unionsblirger nach § 23a Absatz 2
Nummer 1 mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland zur Arbeitsleistung im
Inland einen Arbeitsvertrag abschlie3t, hat diesen spatestens am ersten Tag der Arbeits-
leistung in Textform auf die Méglichkeit hinzuweisen, die Dienste der Beratungsstellen nach
§ 23a in Anspruch zu nehmen, und die aktuellen Kontaktdaten der Beratungsstelle anzu-
geben. Sofern der Arbeitnehmer dem Arbeitgeber vermittelt wurde und eine Informations-
pflicht des Vermittlers nach § 299 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch dem Arbeitnehmer
gegenuber besteht, entfallt die Hinweispflicht.”
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Artikel 12

Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am ... [einsetzen: 1. August 2022,
sofern die Verkindung spatestens am 31. Juli 2022 erfolgt; bei spaterer Verkindung das
Datum, das auf den Tag der Verkiindung folgt] in Kraft.

(2) Artikel 10 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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Begriindung

A. Allgemeiner Teil

Der Gesetzentwurf dient der Anpassung des deutschen Rechts an die Richtlinie (EU)
2019/1152 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 Uber transpa-
rente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen in der Europaischen Union (ABI. L 186 vom
11.7.2019, S. 105; im Folgenden: ,Arbeitsbedingungenrichtlinie* oder ,Richtlinie“) im Be-
reich des Zivilrechts. Die Arbeitsbedingungenrichtlinie ist am 31. Juli 2019 in Kraft getreten.
Artikel 22 der Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten, bis zum 31. Juli 2022 die Rechts-
und Verwaltungsvorschriften zu erlassen, die erforderlich sind, um den Vorgaben der Ar-
beitsbedingungenrichtlinie nachzukommen.

Die Arbeitsbedingungenrichtlinie verfolgt das Ziel, die Arbeitsbedingungen zu verbessern,
indem eine transparente und vorhersehbarere Beschaftigung geférdert und zugleich die
Anpassungsfahigkeit des Arbeitsmarktes gewahrleistet wird. Zur Erreichung dieser Zielset-
zung sieht die Arbeitsbedingungenrichtlinie folgende MalRnahmen vor:

— Die bereits in der Richtlinie 91/533/EWG des Rates vom 14. Oktober 1991 Uber die
Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung des Arbeitnehmers Uber die fiir seinen Ar-
beitsvertrag oder sein Arbeitsverhaltnis geltenden Bedingungen (ABI. L 288 vom
18.10.1991, S. 32; im Folgenden: ,Nachweisrichtlinie“) vorgesehene Pflicht des Arbeit-
gebers zur Unterrichtung Uber die wesentlichen Aspekte des Arbeitsverhaltnisses (so-
genannte Nachweispflichten) wird erweitert. Dies betrifft unter anderem Angaben zur
Arbeit auf Abruf, zu Anforderungen an das bei einer Kiindigung einzuhaltende Verfah-
ren, bei Leiharbeit zusatzliche Angaben zur Identitat der entleihenden Unternehmen,
Angaben zu Modalitdten und Vergiitung von Uberstunden, gegebenenfalls zu Dauer
und Bedingungen der Probezeit, sowie zu etwaigen Anspriichen des Arbeithehmers
auf vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbildung. Zusatzliche Informationspflichten sind
fur den Bereich der Arbeitnehmerentsendung geregelt. Die Frist, innerhalb derer die
Nachweispflichten zu erflllen sind, wird zudem gegenlber der Nachweisrichtlinie ver-
kirzt. Die noch in der Nachweisrichtlinie vorgesehene Moglichkeit, Arbeitnehmer mit
einem Arbeitsverhaltnis, dessen Gesamtdauer héchstens einen Monat betragt, von den
Nachweispflichten auszunehmen, greift die Arbeitsbedingungenrichtlinie nicht mehr
auf.

— Festgelegt werden Mindestanforderungen an die Arbeitsbedingungen in Bezug auf die
Hochstdauer einer Probezgit, Mehrfachbeschaftigung, Mindestvorhersehbarkeit der
Arbeit, Ersuchen um einen Ubergang zu einer anderen Arbeitsform sowie Pflichtfortbil-
dungen.

—  Zur Durchsetzung der vorgenannten Bestimmungen sieht die Richtlinie sogenannte
horizontale Bestimmungen vor.

l. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Der Gesetzentwurf dient der Umsetzung der Richtlinie in deutsches Recht im Bereich des
Zivilrechts.

Dazu wird das Nachweisgesetz (NachwG) an die Vorgaben der Arbeitsbedingungenrichtli-
nie angepasst. Hierzu werden in § 2 NachwG bestehende Nachweispflichten etwa in Bezug
auf das Enddatum einer vereinbarten Befristung, den Arbeitsort, die Kiindigung und die
Vergltungszusammensetzung erganzt sowie neue Informationspflichten in Bezug auf die
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Probezeit, den Umfang des Fortbildungsanspruchs, Uberstunden, Abrufarbeit und die Iden-
titat des Versorgungstragers im Falle der betrieblichen Altersversorgung tber einen solchen
eingefuhrt. Zudem werden die Unterrichtungspflichten im Zusammenhang mit einem Aus-
landsaufenthalt des Arbeitnehmers in Entsendefallen im Sinne der geanderten Richtlinie
96/71/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 1996 Uber die
Entsendung von Arbeithehmern im Rahmen der Erbringung von Dienstleistungen
(ABI. L 18 vom 21.1.1997, S. 1), die durch die Richtlinie (EU) 2018/957 (ABI. L 173 vom
9.7.2018, S. 16) geandert worden ist, (im Folgenden: ,Entsenderichtlinie®) erweitert. Ferner
werden in den §§ 2 und 3 NachwG die Zeitpunkte, zu denen die Informationen dem Arbeit-
nehmer — auch im Falle der Anderung — vorliegen miissen, entsprechend den Richtlinien-
vorgaben vorverlagert. Der Verstol? gegen die Nachweispflichten kann nach § 4 NachwG
als Ordnungswidrigkeit mit einer Geldbuf3e von bis zu 2 000 Euro geahndet werden.

Im Arbeitnehmeriiberlassungsgesetz (AUG) werden die in § 11 geregelten zusatzlichen
Nachweispflichten bei einer Arbeitnehmertberlassung um die Pflicht zum Nachweis Uber
die ldentitat der entleihenden Unternehmen erweitert. Ferner wird der Entleiher verpflichtet,
Leiharbeitnehmern, die ihm mindestens sechs Monate tberlassen sind und die in Textform
ihren Wunsch nach Abschluss eines Arbeitsvertrages anzeigen, eine begrindete Antwort
in Textform innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige zu Ubermitteln.

Zudem werden die Nachweispflichten nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) und dem
Seearbeitsgesetz (SeeArbG) gleichfalls an die Richtlinie angepasst. Die Anpassung des
BBIG ist durch Anpassung eines Verweises in der Handwerksordnung (HwO) nachzuvoll-
ziehen.

Zur Umsetzung der in der Richtlinie vorgesehenen Mindestarbeitsbedingungen wird in der
Gewerbeordnung (GewOQO) und im SeeArbG eine Rahmenregelung zu Pflichtfortbildungen
getroffen.

Im Teilzeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) wird der Arbeitgeber in § 7 verpflichtet, Arbeit-
nehmerinnen und Arbeithehmern, deren Arbeitsverhaltnis Ianger als sechs Monate bestan-
den hat, und die ihrem Arbeitgeber in Textform ihren Wunsch nach Veranderung von Dauer
oder Lage oder von Dauer und Lage der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit angezeigt ha-
ben, eine begriindete Antwort in Textform innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige
zu ubermitteln. Bei Arbeit auf Abruf nach § 12 TzBfG wird der Arbeitgeber verpflichtet, Re-
ferenzstunden und Referenztage fir das Arbeitsverhaltnis festzulegen, in denen auf seine
Aufforderung hin Arbeit stattfinden kann. Zudem wird in § 15 TzBfG eine Regelung zur Ver-
haltnismaRigkeit einer Probezeitvereinbarung bei befristeten Arbeitsverhaltnissen einge-
fugt. Dariber hinaus wird der Arbeitgeber in § 18 TzBfG verpflichtet, befristet beschaftigten
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, deren Arbeitsverhaltnis langer als sechs Monate
bestanden hat, und die ihrem Arbeitgeber in Textform ihren Wunsch nach einem unbefris-
teten Arbeitsverhaltnis anzeigen, eine begrindete Antwort in Textform innerhalb eines Mo-
nats nach Zugang der Anzeige zu Ubermitteln.

Zudem werden die Vorgaben der Richtlinie durch die in den Artikeln 8 bis 10 getroffene
Anordnung der Anwendung der fur den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und
Rechtsgrundsatze im Anasthesietechnische- und Operationstechnische Assistenten-Ge-
setz (ATA-OTA-G), Notfallsanitatergesetz (NotSanG) sowie im PTA-Berufsgesetz (PTAG)
umgesetzt.

Im Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) wird eine Hinweispflicht des Arbeitgebers ge-
genuber EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Wohnsitz oder gewohnlichem Auf-
enthalt im Ausland bei einer Arbeitsaufnahme in Deutschland anknipfend an das beste-
hende Beratungs- und Informationsangebot ,Faire Mobilitat* eingeflhrt.

Artikel 12 legt im Einklang mit den Vorgaben der Arbeitsbedingungenrichtlinie das Inkraft-
treten des Gesetzes fest.
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Il. Alternativen

Keine. Die Mitgliedstaaten sind zur Umsetzung der Arbeitsbedingungenrichtlinie verpflich-
tet.

M. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes folgt aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 12 (Ar-
beitsrecht) des Grundgesetzes (GG). Die Kompetenz fiir die Anderungen des Seearbeits-
gesetzes folgt zudem aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 21 GG (Hochsee- und Kiistenschiff-
fahrt), die Kompetenz fiir die Anderungen des ATA-OTA-G, NotSanG und PTAG zudem
aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 19 GG (Zulassung zu arztlichen und anderen Heilberufen).
Die Gesetzgebungskompetenz fiir die Anderung der HwO folgt aus Artikel 74 Absatz 1
Nummer 11 GG (Recht der Wirtschaft). Nach Artikel 72 Absatz 2 GG steht dem Bund die
Gesetzgebungskompetenz dann zu, wenn und soweit eine bundesgesetzliche Regelung
zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bundesgebiet oder zur Wahrung der
Rechtseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich ist. Bei der in der HwO vorgese-
henen Anderung handelt es sich um eine rechtstechnische Anderung. Eine bundesgesetz-
liche Regelung zur Wahrung der Rechtseinheit ist insoweit im gesamtstaatlichen Interesse
erforderlich.

Iv. Vereinbarkeit mit dem Recht der Européischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Entwurf ist mit dem Recht der Européaischen Union vereinbar. Er setzt die Vorgaben

der Arbeitsbedingungenrichtlinie in nationales Recht um.

V. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Keine.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf steht im Einklang mit der Managementregel 8 der Deutschen Nachhaltigkeits-

strategie hinsichtlich menschenwdrdiger Arbeit und produktiver Vollbeschaftigung. Gerade

in Zeiten, in denen durch die Digitalisierung und Vernetzung neue und veranderte Formen

des Arbeitsverhaltnisses entstehen, tragen die mit dem Gesetz vorgesehenen Nachweis-

pflichten und Mindestarbeitsbedingungen zu einer besseren Transparenz und Fairness der

Arbeitsbedingungen bei.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand

Der Erfullungsaufwand der Verwaltung als Arbeitgeber kann mit dem bestehenden Perso-

nal abgedeckt werden, von daher entstehen durch das Gesetz keine zusatzlichen Haus-

haltsausgaben.

4. Erfiillungsaufwand

4.1 Erfullungsaufwand fur Bargerinnen und Birger

Far die Burgerinnen und Burger entsteht ein geschatzter einmaliger Zeitaufwand von rund
44 000 Stunden und ein jahrlicher Zeitaufwand von rund 14 300 Stunden.
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Nach § 18 Absatz 2 TzBfG kénnen Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer, deren Arbeits-
verhaltnis langer als sechs Monate bestanden hat, dem Arbeitgeber in Textform den
Wunsch nach einem auf unbestimmte Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag anzeigen. Laut
IAB-Stellenerhebung 2019 wurden rund eine Million Befristungen mit einer Laufzeit von
mehr als sechs Monaten abgeschlossen. Aus dem |AB-Betriebspanel ist bekannt, dass
rund 44 Prozent aller Befristungen mit einer Ubernahme im gleichen Betrieb enden. Laut
Mikrozensus 2019 sind rund 19 Prozent aller Befristungen unfreiwillig. Fur befristet Be-
schaftigte wird angenommen, dass nur unfreiwillig befristet Beschaftigte und solche, deren
Befristung nicht sowieso in einer Ubernahme enden, einen Wunsch nach einem auf unbe-
stimmte Zeit geschlossenen Arbeitsvertrag haben und gemaf § 18 Absatz 2 TzBfG beim
Arbeitgeber anzeigen. Daraus ergeben sich rund 108 000 Anzeigen pro Jahr. Fir bereits
bestehende befristete Beschaftigungsverhaltnisse entsteht ein einmaliger Erfullungsauf-
wand. Auf Basis der gleichen Annahmen und einer Ausgangszahl von rund 2,32 Millionen
befristet Beschaftigten, deren Beschaftigungsverhaltnis langer als 6 Monate andauert, ist
mit rund 251 000 Anzeigen zu rechnen. Es wird angenommen, dass das Schreiben einer
Anzeige und das Lesen der Ubermittelten Entscheidung funf Minuten dauern. Daraus ent-
steht fr die Blrgerinnen und Blrger ein einmaliger Zeitaufwand von rund 20 900 und ein
jahrlicher Zeitaufwand fir die Blurgerinnen und Birger von rund 9 000 Stunden.

Laut § 7 Absatz 2 TzBfG kann der Arbeitnehmer, dessen Arbeitsverhaltnis ohne Unterbre-
chung langer als sechs Monate bestand, beim Arbeitgeber in Textform den Wunsch nach
einer Veranderung der Dauer und der Lage der Arbeitszeit anzeigen. Diese Regelung trifft
auf Arbeitnehmer mit Arbeitsvertragen mit Arbeit auf Abruf zu. Die Antragstellung in Text-
form wird mit einem jeweiligen Zeitaufwand von funf Minuten beziffert. Wie unten darge-
stellt, werden geschatzt im ersten Jahr der Einfihrung rund 277 000 Personen einen Antrag
stellen und in den Folgejahren 13 800 Personen. Das ergibt geschatzte 23 000 Stunden im
ersten Jahr und rund 1 100 Stunden jahrlich.

Nach § 13a Absatz 2 AUG kann der Leiharbeitnenmer, der seit mindestens sechs Monaten
demselben Entleiher Uberlassen ist, diesem den Wunsch nach Abschluss eines Arbeitsver-
trages anzeigen. Dies wird bei schatzungsweise 50 000 Leiharbeitnehmern jahrlich der Fall
sein. Das ergibt bei einer Bearbeitungszeit von jeweils finf Minuten einen Zeitaufwand von
rund 4 170 Stunden jahrlich.

4.2 Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft

Fur die Wirtschaft entsteht ein geschatzter Umstellungsaufwand von rund 8,72 Millionen
Euro sowie ein jahrlicher geschéatzter Erfullungsaufwand von rund 4,9 Millionen Euro.

Mit den Anderungen zum Nachweisgesetz werden Erganzungen in der Niederschrift zu
den wesentlichen Vertragsbedingungen von neu zu begriindenden Arbeitsverhaltnissen ge-
regelt. Aullerdem wird eine Niederschrift auch flr Arbeitsverhaltnisse von weniger als ei-
nem Monat Dauer kiinftig zu erstellen sein. Laut der Unternehmensstatistik des Statisti-
schen Bundesamtes haben 1 787 503 Unternehmen in den Wirtschaftszweigen B-N sowie
P-S mindestens einen sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten. 94,4 Prozent der Be-
schaftigten verfligen bereits Uber einen schriftlichen Arbeitsvertrag (Quelle: Fischer, Gab-
riele et al., Situation atypischer Beschaftigter und Arbeitszeitwlinsche von Teilzeitbeschaf-
tigten, 2015). Es liegen keine Informationen vor, wie viele Unternehmen bereits schriftliche
Arbeitsvertrage ausgeben. Es wird angenommen, dass die Zahl bei 90 Prozent liegt. Es
wird weiter angenommen, dass bei Abschluss eines schriftlichen Arbeitsvertrages die we-
sentlichen Vertragsbedingungen in der Regel bereits enthalten sind. Dennoch ist es mog-
lich, dass Unternehmen, die bereits schriftliche Arbeitsvertrage ausgeben, diese verein-
zelnd erganzen oder einen entsprechend erweiterten Nachweis erbringen missen. Hier
wird ein Zeitaufwand von drei Minuten angenommen. Die Anpassung der Vorlagen wird von
einer Person mit mittlerer Qualifikation mit einem Stundenlohnsatz von 32,20 Euro durch-
gefuhrt. Hieraus wird ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 2,6 Millionen Euro ge-
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schatzt. Es wird angenommen, dass 10 Prozent der Unternehmen ihre Vorlagen entspre-
chend den Anderungen des Nachweisgesetzes anpassen missen. Es wird hierfir ein Zeit-
aufwand von 21 Minuten geschatzt. Die Anpassung der Vorlagen wird von einer Person mit
mittlerer Qualifikation durchgefuhrt. Fur diese wird ein Stundenlohnsatz von 32,20 Euro zu
Grunde gelegt. Dies ergibt einen einmaligen Erflllungsaufwand von rund 2 Millionen Euro.

In der Seeschifffahrt gibt es rund 9 000 Beschaftigte, fur die das SeeArbG gilt. Eine Anzahl
von Neuvertragen pro Jahr ist unbekannt. Die obigen Ausfiihrungen gelten fir die gesamte
Wirtschaft. Die Zahlen des Statistischen Bundesamtes zur Anzahl der Unternehmen schlie-
Ren die Seeschifffahrt nicht aus. Daher wird angenommen, dass die Anderungen im See-
ArbG in der obigen Schatzung enthalten sind. Im Hinblick auf die Berufsausbildung auf
Schiffen entsteht der Wirtschaft durch die Gesetzesanderung ein einmaliger Erfillungsauf-
wand in Héhe von 557,17 Euro. Dem Erflllungsaufwand liegt ein Zeitbedarf von neun Mi-
nuten fir die Anpassung eines Ausbildungsvertrags aufgrund der durch die Gesetzesande-
rung hinzukommenden Hinweispflichten zugrunde. Die Anzahl der jahrlich neu abzuschlie-
Renden Ausbildungsvertrage wird auf 115 geschatzt, sodass sich ein Zeitaufwand von
17,25 Stunden ergibt. Die Tatigkeit wird mit dem einem mittleren Qualifikationsniveau ent-
sprechenden Lohnsatz in Hohe von 32,30 Euro pro Stunde angesetzt.

Fir entsendete Beschaftigte, die ununterbrochen langer als vier Wochen im Ausland tatig
sind, muss der Arbeitgeber die Niederschrift erganzen. Im Jahr 2018 sind 394 408 sozial-
versicherungsrechtliche A1-Bescheinigungen fiir eine Entsendung von Arbeitnehmern aus
Deutschland auf Basis von Artikel 12 der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 2004 vom 29. April
2004 zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABI. L 166 vom 30.4.2004,
S. 1), die zuletzt durch die Verordnung (EU) 2019/1149 (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 21)
geandert worden ist, ausgestellt worden (Europaische Kommission (Hrsg.), De Wispelaere,
De Smedt und Pacolet, Posting of workers, Report on A1 Portable Documents issued in
2018 [A1-Bericht], Seite 29, Tabelle 8). Es wird geschatzt, dass rund 10 Prozent fur langer
als einen Monat ausgestellt wurden. Somit wird geschatzt, dass fir 39 441 Beschaftigte die
Niederschrift erganzt werden musste. Es wird hierflir ein zeitlicher Aufwand von 15 Minuten
angenommen. Es wird angenommen, dass eine Person mit mittlerer Qualifikation diese Er-
ganzungen vornimmt. Hierflr wird der durchschnittliche Lohnsatz des Statistischen Bun-
desamtes fir die Wirtschaft von 32,20 Euro angenommen. Daraus ergeben sich rund
317 500 Euro jahrlicher Erflllungsaufwand fir die Wirtschaft.

Der Erfullungsaufwand, der Verleihern aus der Pflicht entsteht, Leiharbeithehmerinnen
und Leiharbeitnehmern Firma und Adresse des Entleihers schriftlich zu nennen, lasst sich
nicht genau beziffern, da keine statistischen Daten dazu vorliegen, wie viele Uberlassungen
pro Jahr erfolgen. Die Zahl der Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern liegt fir das
Jahr 2019 durchschnittlich bei rund 900 000. Die Dauer der Uberlassungen wird statistisch
nicht erfasst. Der Zeitaufwand fir die schriftliche Information liegt geschatzt bei durch-
schnittlich einer Minute pro Uberlassung. Der Lohnsatz liegt bei 22,10 Euro pro Stunde. Es
wird von bis zu 1,8 Millionen Uberlassungen pro Jahr ausgegangen, was einer Uberlas-
sungsdauer von sechs Monaten entsprache. Die praktisch erforderliche Nennung von Firma
und Adresse des Entleihers, also des Einsatzunternehmens, erfolgt bereits heute ganz
Uberwiegend in Textform, sodass davon ausgegangen wird, dass nur in 10 Prozent der
Uberlassungsfalle Erflillungsaufwand entsteht. Damit ist der jahrliche Erfiillungsaufwand in-
soweit mit rund 66 300 Euro zu beziffern. Dem Entleiher entsteht aus der Pflicht, Leihar-
beitnehmern, die den Wunsch nach Ubernahme in die Stammbelegschaft des Entleihers
angezeigt haben, eine begrindete Antwort zu erteilen, ein Erfullungsaufwand von rund
134 000 Euro. Der Erfillungsaufwand ergibt sich aus schatzungsweise 50 000 Leiharbeit-
nehmern pro Jahr, die die Voraussetzungen erfillen, den Ubernahmewunsch haben und
diesen dem Entleiher in Textform anzeigen, einem Zeitaufwand von durchschnittlich finf
Minuten fur die Erstellung einer begriindeten Antwort in Textform und einem Lohnsatz von
32,20 Euro pro Stunde.
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Im Nachweisgesetz werden Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten eingefihrt. Am
30. Juni 2019 gab es laut der Beschaftigtenstatistik der Bundesagentur fur Arbeit (BA)
3 142 792 Betriebe mit wenigstens einem sozialversicherungspflichtig Beschaftigten oder
einem geringfligig entlohnten Beschaftigten. Unter der Annahme einer Kontrolldichte von
1 Prozent pro Jahr ergeben sich pro Jahr 31 418 Kontrollen. Es wird angenommen, dass
pro Kontrolle eine Stunde Vorbereitungszeit in den Betrieben zur Bereitstellung der Unter-
lagen notwendig ist. Es wird weiterhin angenommen, dass die Prufung im Betrieb 2,5 Stun-
den andauert. Insgesamt fallen damit pro Kontrolle 3,5 Stunden fir eine Person mit mittlerer
Qualifikation an, bei einem Stundenlohnsatz laut Lohnkostentabelle des Statistischen Bun-
desamtes von 32,20 Euro. Daraus ergibt sich ein jahrlicher Erflllungsaufwand fir die Wirt-
schaft von rund 3,541 Millionen Euro.

Die Anderungen im Berufsbildungsgesetz bewirken einen geschatzten einmaligen Erfiil-
lungsaufwand in Héhe von rund 58 000 Euro. Mit diesen Anderungen werden Ergéanzungen
in der Niederschrift zu neu abzuschlieRenden Ausbildungsverhaltnissen geregelt, die klar-
stellender Natur sind. Soweit die entsprechenden Angaben bereits Teil des vom BIBB-
Hauptausschuss fur die Praxis empfohlenen Ausbildungsvertragsmusters sind (BAnz AT
26.05.2020 S. 1), wird davon ausgegangen, dass kein oder ein nur sehr geringer Erfll-
lungsaufwand entsteht. Fir die Aufschlisselung der Vergltung in der Vertragsniederschrift
ist zu erwarten, dass rund 12 400, ndmlich die Halfte der Ausbildungsbetriebe aus den Wirt-
schaftssektoren ,Landwirtschaft, Bergbau“ sowie ,Beherbergung, Gastronomie® (Quelle:
BIBB - Tabellen zum Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2020) ihre betriebsinternen
Vertragsmuster im Hinblick auf gewahrte Sachleistungen erweitern werden. Mit einem ge-
schatzten Zeitaufwand von insgesamt sechs Minuten pro Fall und dem durchschnittlichen
Lohnsatz von 34,50 Euro pro Stunde wird ein einmaliger Erflllungsaufwand fur diese Be-
triebe in Hohe von 42 780 Euro erwartet. Zu Ausgleich oder Vergiitung von Uberstunden
wird geschatzt, dass in 2 Prozent aller Ausbildungsbetriebe und damit in rund 8 540 Betrie-
ben (Quelle: BIBB - Tabellen zum Datenreport zum Berufsbildungsbericht 2020) die be-
triebseigenen Vertragsmuster erganzt werden. Bei einem geschatzten Zeitaufwand von drei
Minuten und dem durchschnittlichen Lohnsatz von 34,50 Euro pro Stunde wird einmaliger
Erfllungsaufwand fur diese Betriebe in Hohe von 14 732 Euro erwartet.

Auf Basis der BA-Beschéftigtenstatistik (Stand 30.6.2019) bestanden in der Wirtschaft
36 993 621 Beschaftigungsverhaltnisse. Laut dem Arbeitszeitreport 2016 der Bundesan-
stalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin (BAuA) gaben 7 Prozent der Beschaftigten an,
dass sie einmal in der Woche Arbeit auf Abruf leisten. Von diesem Bestand wird ange-
nommen, dass 10 Prozent einen Antrag bei dem Arbeitgeber fir ein sichereres Arbeitsver-
haltnis stellen wirden, und dieser eine Antwort schreiben misste. Dies sind 258 955 Per-
sonen. Es wird angenommen, dass diese im ersten Jahr der Umsetzung ein Antwortschrei-
ben des Arbeitgebers zu erwarten haben. Fir die Erstellung eines Schreibens werden flnf
Minuten geschatzt. Das Schreiben wird von einer Person mit mittlerer Qualifikation erstellt,
bei einem Stundenlohnsatz laut Lohnkostentabelle des Statistischen Bundesamtes von
32,20 Euro. Es wird ein Umstellungsaufwand von rund 695 000 Euro geschatzt. Es wird
angenommen, dass 5 Prozent des Bestandes jahrlich eine schriftliche Antwort ihres Arbeit-
gebers zu erwarten haben. Fir die Erstellung des Schreibens werden 5 Minuten sowie ein
Stundenlohnsatz von 32,20 Euro angenommen. Dies ergibt einen jahrlichen Erfullungsauf-
wand von rund 34 700 Euro.

Nach Auswertungen des Statistischen Bundesamtes aus dem Mikrozensus 2019 wird eine
Zahl von 431 000 Teilzeitbeschaftigten geschatzt, die keine Vollzeitstelle gefunden haben
und ein Interesse daran haben beim selben Arbeitgeber ihre Arbeitszeit zu erhéhen. Es wird
angenommen, dass diese im ersten Jahr der Einfihrung der Regelung einen Antrag stellen
und der Arbeitgeber in Textform antworten muss. Da die Erdrterung bereits im TzBfG gere-
geltist, mussen die Argumente nur noch in Textform niedergelegt werden, wofur eine Dauer
von funf Minuten angenommen wird. Im Folgenden wird angenommen, dass 5 Prozent des
angenommenen Bestandes kiinftig jahrlich einen Antrag stellen und der Arbeitgeber rea-
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gieren muss. Auf Basis der Personalstatistik des offentlichen Dienstes sowie der BA-Be-
schaftigtenstatistik (Stand 30.6.2019) wird angenommen, dass 399 192 Beschaftigte in der
Wirtschaft im ersten Jahr diese Moglichkeit wahrnehmen. Mit den Lohnsatzen des Statisti-
schen Bundesamtes flir eine Person mit mittlerer Qualifikation in der Wirtschaft von 32,20
Euro ergeben sich als Umstellungsaufwand rund 1 Million Euro und als jahrlicher Aufwand
rund 53 000 Euro.

Die unter dem Zeitaufwand fur Birgerinnen und Blrger dargestellten einmaligen rund
251 000 und jahrlichen rund 108 000 Anzeigen befristet Beschiftigter werden auf der
Basis des |IAB-Betriebspanels zu rund 90 Prozent der Wirtschaft zugerechnet. Fir die Wirt-
schaft ergeben sich damit einmalig rund 226 000 und jahrlich rund 97 200. Es wird ange-
nommen, dass das Lesen der Anzeige sowie das Erstellen und Ubermitteln einer Entschei-
dung in der Summe 15 Minuten einer Person mit mittlerer Qualifikation erfordert. Somit
ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand in Hohe von rund 1,82 Millionen Euro und ein
jahrlicher Erfullungsaufwand von rund 782 000 Euro.

Nach der Regelung des § 23c AEntG sollen EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit
Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt im Ausland bei einer Arbeitsaufnahme in Deutsch-
land vom Arbeitgeber in Textform Uber die Beratungsangebote nach § 23a AEntG (,Faire
Mobilitat*) informiert werden. Laut der Unternehmensstatistik des Statistischen Bundesam-
tes haben 1,78 Millionen Unternehmen in den Wirtschaftszweigen B-N sowie P-S mindes-
tens einen sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten. Es wird angenommen, dass circa
ein Drittel der Betriebe auslandische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beschaftigen.
Es liegen weder Informationen vor, wie sich diese auf EU- oder Drittstaatsangehdrige ver-
teilen, noch ob die Beschaftigten vor der Arbeitsaufnahme einen Wohnsitz im Ausland hat-
ten. Es wird angenommen, dass nur ein Drittel dieser Unternehmen Unionsburger einstellen
werden, die ihren Wohnsitz im Ausland haben. Dies sind rund 198 000 Unternehmen. Fur
die Erstellung der Information wird ein Zeitaufwand von flnf Minuten angenommen. Bei
einem Stundenlohnsatz von 32,20 Euro ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand von
rund 533 000 Euro.

Das ,Konzept zur Erhéhung der Transparenz tber den Umstellungsaufwand fur die Wirt-
schaft und zu dessen wirksamer und verhaltnismaRiger Begrenzung® wurde angewandt.

4 .3. Erfullungsaufwand fur die Verwaltung

Der Verwaltung entsteht ein geschatzter Umstellungsaufwand von rund 491 000 Euro
(Bund: rund 53 900 Euro; Lander und Kommunen: rund 448 100 Euro) sowie ein jahrlicher
Erflllungsaufwand von rund 7,8 Millionen Euro (Bund: rund 7 000 Euro; Lander und Kom-
munen: rund 7,8 Millionen Euro).

Mit den Anderungen zum Nachweisgesetz werden Erganzungen in der Niederschrift von
neu abzuschliefenden Beschaftigungsverhaltnissen geregelt.

Nach dem IAB-Betriebspanel bestanden 2018 28 457 Betriebe in der &ffentlichen Verwal-
tung. Es wird angenommen, dass grundsatzlich schriftliche Arbeitsvertrage in der offentli-
chen Verwaltung bestehen. Allerdings kann vereinzelt aufgrund der Anderungen des Nach-
weisgesetzes eine Nachweispflicht oder eine Anpassung dieser auch in der Verwaltung in
die Arbeitsvertrage aufgenommen werden miissen. Zur Anderung einer Vorlage werden
drei Minuten Zeitaufwand einer Person im gehobenen Dienst angenommen. Die Stunden-
I6hne belaufen sich im Bund auf 43,40 Euro, im Land auf 40,80 Euro und in der Kommune
auf 42,30 Euro. Fur die Verteilung der Betriebe auf Bund, Lander und Kommunen wird an-
genommen, dass die Anzahl sich an der Verteilung der Beschaftigten in der offentlichen
Verwaltung orientiert (Bund: 16,42 Prozent, Lander: 38,42 Prozent und Kommunen:
45,16 Prozent). Daraus ergibt sich ein einmaliger Erflllungsaufwand von rund 60 000 Euro
(Bund: 10 000 Euro, Lander und Kommunen: 50 000 Euro).



-21 - Drucksache 154/22

Am 30. Juni 2019 gab es laut Beschaftigtenstatistik der Bundesagentur fir Arbeit 3 142 792
Betriebe mit wenigstens einem sozialversicherungspflichtig Beschéaftigten oder einem ge-
ringfligig entlohnten Beschaftigten. Unter der Annahme einer Kontrolldichte von 1 Prozent
pro Jahr ergeben sich pro Jahr 31 418 Kontrollen. Es wird angenommen, dass pro Kontrolle
jeweils eine Stunde Vor- und eine Stunde Nachbereitungszeit der Kontrollinstitution not-
wendig sind. Fir die Kontrollen selbst wird eine Dauer von vier Stunden angenommen
(inklusive An- und Abfahrt). Insgesamt fallen damit pro Kontrolle sechs Stunden fir eine
Person im gehobenen Dienst an (40,80 Euro Stundenlohn). Daraus ergibt sich ein jahrlicher
Erfullungsaufwand fir die Verwaltung in den Landern und Kommunen von rund 7,691 Mil-
lionen Euro.

Auf Basis der BA-Beschaftigtenstatistik (Stand 30.6.2019) bestanden in der Verwaltung
2 947 000 Beschaftigungsverhaltnisse. Laut BAuA- Arbeitszeitreport 2016 gaben 6 Prozent
der Beschéftigten im offentlichen Dienst an, dass sie einmal in der Woche Arbeit auf Abruf
leisten. Von diesem Bestand wird angenommen, dass 10 Prozent einen Antrag bei dem
Arbeitgeber stellen wirden, und dieser eine Antwort schreiben musste. Dies sind 17 682
Personen (Bund: 2 904, Lander: 6 793, Kommunen: 7 985). Es wird angenommen, dass
diese im ersten Jahr der Umsetzung ein Antwortschreiben des Arbeitgebers zu erwarten
haben. Fur die Erstellung eines Schreibens werden funf Minuten geschatzt. Das Schreiben
wird von einer Person mit gehobener Qualifikation erstellt, bei einem Stundenlohnsatz laut
Lohnkostentabelle des Statistischen Bundesamtes von im Bund bei 43,40 Euro, in den Lan-
dern bei 40,80 Euro und Kommunen 42,30 Euro. Es wird ein Umstellungsaufwand von rund
61 700 Euro geschatzt (Bund: 10 500, Lander und Kommunen: 51 200). Es wird angenom-
men, dass 5 Prozent des Bestandes jahrlich eine schriftliche Antwort ihres Arbeitgebers zu
erwarten haben. Das sind rund 880 Personen (Bund: 140, Lander: 340, Kommunen: 400).
Fur die Erstellung des Schreibens werden funf Minuten sowie die obigen Stundenlohnsatze
angenommen. Dies ergibt einen jahrlichen Erfullungsaufwand von rund 3 100 Euro (Bund:
530, Lander und Kommunen: 2 570).

Nach Auswertungen des Statistischen Bundesamtes aus dem Mikrozensus 2019 wird eine
Zahl von 431 000 Teilzeitbeschaftigten geschatzt, die keine Vollzeitstelle gefunden haben
und ein Interesse daran haben, beim selben Arbeitgeber ihre Arbeitszeit zu erhéhen. Es
wird angenommen, dass diese im ersten Jahr der Einflhrung der Regelung einen Antrag
stellen und der Arbeitgeber in Textform antworten muss. Da die Erérterung bereits im TzBfG
geregelt ist, missen die Argumente nur noch in Textform niedergelegt werden, woflr eine
Dauer von funf Minuten angenommen wird. Im Folgenden wird angenommen, dass 5 Pro-
zent des angenommenen Bestandes kiinftig jahrlich einen Antrag stellen und der Arbeitge-
ber reagieren muss. Auf Basis der Personalstatistik des offentlichen Dienstes sowie der BA-
Beschéftigtenstatistik (Stand 30.6.2019) wird angenommen, dass 31 808 Beschéftigte in
der Verwaltung (Bund: 5 223, Lander: 12 221 und Kommunen: 14 364) im ersten Jahr die
Moglichkeit wahrnehmen. In den folgenden Jahren wird angenommen, dass 1 590 Perso-
nen (Bund: 260; Lander: 610; Kommunen: 720) jahrlich die Mdglichkeit nutzen. Fur die Ver-
waltung lauten die Lohnsatze im Bund 43,40 Euro, im Land 40,80 Euro und in der Kommune
42,30 Euro jeweils fur eine Person im gehobenen Dienst. Somit ergibt sich flr die Verwal-
tung ein Umstellungsaufwand von rund 111 000 Euro (Bund: rund 19 000 Euro, Land und
Kommunen: rund 92 000 Euro) und ein jahrlicher Aufwand von rund 5 550 Euro (Bund: rund
940 Euro, Lander und Kommune: rund 4 610 Euro).

Laut IAB-Betriebspanel fallen rund 10 Prozent aller Befristungen auf den o6ffentlichen
Dienst. Von den unter dem Zeitaufwand fir Burgerinnen und Blrger dargestellten einmali-
gen rund 251 000 und jahrlichen rund 108 000 Anzeigen fallen damit rund 25 100 bezie-
hungsweise rund 11 000 auf den 6ffentlichen Dienst. Eine Unterscheidung nach Bund, Lan-
der und Kommunen ist mit dem IAB-Betriebspanel nicht mdglich. Laut Personalstandstatis-
tik des Statistischen Bundesamtes entfielen 2018 rund 5 Prozent aller Befristungen des 6f-
fentlichen Dienstes auf den Bundesbereich, rund 73 Prozent auf den Landesbereich und
rund 22 Prozent auf den kommunalen Bereich. Daraus ergeben sich einmalig rund 1 200
Anzeigen fur den Bundesbereich, rund 23 900 fir den Landes- und den kommunalen Be-
reich sowie jahrlich 530 Anzeigen fur den Bundesbereich und 10 300 fir den Landes- und
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den kommunalen Bereich. Es wird angenommen, dass das Lesen der Anzeige sowie das
Erstellen und Ubermitteln einer Entscheidung in der Summe 15 Minuten einer Person im
gehobenen Dienst erfordert. Damit ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund
259 000 Euro (Bund: rund 13 000 Euro, Lander und Kommunen: rund 246 000 Euro) jahr-
licher Erfillungsaufwand von rund 111 300 Euro (Bund: 5 600 Euro, Lander und Kommu-
nen: rund 105 700 Euro).

Nach der Regelung des § 23c AEntG sollen EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer mit
Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Ausland bei einer Arbeitsaufnahme in Deutsch-
land vom Arbeitgeber in Textform Uber die Beratungsangebote nach § 23a AEntG (,Faire
Mobilitat) informiert werden. Nach dem IAB-Betriebspanel bestanden 2018 28 457 Be-
triebe in der offentlichen Verwaltung. Wie im Bereich der Wirtschaft wird angenommen,
dass circa ein Drittel einen auslandischen Mitarbeiter beschaftigen (EU- und Drittstaatsan-
gehorige). Es wird angenommen, dass wiederum nur ein Drittel dieser Betriebe Unionsbir-
ger einstellen werden, die ihren Wohnsitz im Ausland haben. Dies sind rund 3 160 Betriebe.
Unter der Annahme einer Dauer von finf Minuten fir die Erstellung eines Informationsblat-
tes, der Annahme der Stundenléhne von im Bund 43,40 Euro, im Land 40,80 Euro und in
der Kommune von 42,30 Euro und der Annahme, dass die Anzahl der Betriebe in Bund,
Landern und Kommunen sich an der Verteilung der Beschaftigten in der 6ffentlichen Ver-
waltung orientiert (Bund: 16,42 Prozent, Lander: 38,42 Prozent und Kommunen: 45,16 Pro-
zent), ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 11 000 Euro (Bund: 1 900
Euro, Lander und Kommunen: 9 100 Euro).

5. Weitere Kosten
Keine.
6. Weitere Gesetzesfolgen

Die gleichstellungspolitischen Auswirkungen der Gesetzesanderungen wurden geprift und
die gleichstellungspolitischen Belange wurden berlcksichtigt. Es ergaben sich keine Hin-
weise auf eine unterschiedliche Betroffenheit der Geschlechter. Es liegt weder eine mittel-
bare noch eine unmittelbare geschlechterbezogene Benachteiligung vor. Es sind keine ver-
braucherpolitischen und demografischen Auswirkungen ersichtlich.

VL. Befristung; Evaluierung

Eine Befristung der vorstehenden Gesetzesanderungen kommt nicht in Betracht, weil die
Vorgaben der Arbeitsbedingungenrichtlinie, die mit diesem Gesetz umgesetzt werden, ih-
rerseits nicht befristet sind. Nach Artikel 23 der Richtlinie Uberprift die Kommission nach
Konsultierung der Mitgliedstaaten und der Sozialpartner auf Unionsebene und unter Be-
ricksichtigung der Auswirkungen auf Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unter-
nehmen spatestens bis 1. August 2027 die Umsetzung der Arbeitsbedingungenrichtlinie
und schlagt gegebenenfalls die notwendigen Anderungen der Rechtsvorschriften vor. Eine
Evaluierung der Anderungen durch dieses Gesetz erfolgt entsprechend dem Konzept zur
Evaluierung neuer Regelungsvorhaben der Bundesregierung vom 23. Januar 2013 nicht.
Da lediglich EU-Vorgaben umgesetzt werden, wirde der durch die Evaluierung entste-
hende Aufwand in keinem angemessenen Verhaltnis zu dem erwartbaren Erkenntnisge-
winn stehen.
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B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Anderung des Nachweisgesetzes)
Zu Nummer 1

Anders als die Nachweisrichtlinie sieht die Arbeitsbedingungenrichtlinie keine Ausnahmere-
gelung fur kurzzeitige Arbeitsverhaltnisse vor. Die bisherige Ausnahmeregelung des § 1
Satz 1 fur voribergehende Aushilfen von héchstens einem Monat wird daher gestrichen.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Der Zeitpunkt, zu dem der Nachweis bisher nach dem NachwG zu erteilen war, wird ent-
sprechend der veranderten Vorgaben der Richtlinie gestrichen. Die neu geltenden Fristen
sind in § 2 Absatz 1 Satz 4 enthalten, auf den in der Neufassung des Satzes 1 verwiesen
wird. Der Nachweis kann nach wie vor auch (rechtzeitig) Ubersandt oder Uberbracht wer-
den.

Zu Doppelbuchstabe bb

Mit den Anderungen in § 2 Absatz 1 Satz 2 werden die durch Artikel 4 der Richtlinie gean-
derten Mindest-Nachweispflichten in deutsches Recht umgesetzt.

Zu Dreifachbuchstabe aaa

Bei befristeten Arbeitsvertragen ist die Angabe des Enddatums oder der vorhersehbaren
Dauer des Arbeitsverhaltnisses erforderlich. Dies kann in Form einer konkreten Zeitbestim-
mung beziehungsweise eines konkreten Enddatums oder — falls es sich um einen zweck-
befristeten Arbeitsvertrag handelt (vergleiche zur Begriffsbestimmung § 3 Absatz 1 Satz 2
TzBfG) — durch Angabe des Zwecks erfolgen.

Zu Dreifachbuchstabe bbb

Nach dieser Vorschrift hat der Arbeitgeber Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, falls diese
ihren Arbeitsort frei wahlen konnen, auch hiertiber zu informieren.

Zu Dreifachbuchstabe ccc

Sofern eine Probezeit vereinbart wurde, hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmerin bzw. den
Arbeitnehmer Uber die Dauer der Probezeit zu unterrichten.

Zu Dreifachbuchstabe ddd

Die Regelung stellt klar, dass entsprechend Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe k der Richtlinie
die nachweispflichtigen Bestandteile des Arbeitsentgelts — einschliellich der nach Artikel 4
Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie gegebenenfalls anzugebenden Vergitung von Uber-
stunden — getrennt auszuweisen sind und die Art der Auszahlung (beispielsweise Baraus-
zahlung/Uberweisung) anzugeben ist.

Zu Dreifachbuchstabe eee
Die Bestimmung regelt die Verpflichtung des Arbeitgebers, im Rahmen der Unterrichtung

Uber die vereinbarte Arbeitszeit auch Uber vereinbarte Ruhepausen und vereinbarte tagli-
che und wochentliche Ruhezeiten sowie bei vereinbarter Schichtarbeit zudem Uber das
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Schichtsystem (zum Beispiel Drei-Schicht-System), den Schichtrhythmus (zum Beispiel
wochentlicher Wechsel von Frih-, Spat- und Nachtschicht) und gegebenenfalls die Voraus-
setzungen von Schichtanderungen zu informieren. Es handelt sich um generelle Informati-
onen zur vereinbarten Schichtarbeit. Ein zusatzlicher Nachweis Uber individuelle Schich-
tanderungen (zum Beispiel aktualisierte Dienstplane) innerhalb des vereinbarten Schicht-
systems bzw. des vereinbarten Schichtrhythmus ist insoweit nicht erforderlich.

Zu Dreifachbuchstabe fff

Bei Arbeit auf Abruf (§ 12 TzBfG) hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer daruber zu informieren, wie ihre Arbeitszeiten festgelegt werden. Dabei hat er min-
destens mitzuteilen, dass die Arbeitsleistung entsprechend dem Arbeitsanfall zu erbringen
ist, das Zeitfenster, bestimmt durch Referenztage und Referenzstunden, das fir die Erbrin-
gung der Arbeitsleistung festgelegt ist und auRerhalb dessen der Arbeitgeber keine Arbeits-
leistung verlangen darf, sowie die Mindestankindigungsfrist flr die Arbeitsleistung. Aul3er-
dem hat der Arbeitgeber im Rahmen von § 12 TzBfG Uber die Zahl der mindestens zu ver-
gutenden Stunden zu informieren.

Zu Dreifachbuchstabe ggg

Aufgrund der klarstellenden Regelung des Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie wird
die bislang schon in § 2 Absatz 1 Satz 1 verortete Nachweispflicht zur Anordnungsbefugnis
von Uberstunden und deren Voraussetzungen ebenfalls klarstellend in den ausdriicklichen
Katalog des Satzes 2 aufgenommen. Eine inhaltliche Anderung ist damit nicht verbunden.
Die Pflicht zum Nachweis der Vergitung von Uberstunden ergibt sich — wie bisher — aus
§ 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 7 (neu), der klarstellend erganzt wurde.

Zu Dreifachbuchstabe hhh

Es handelt sich um eine Folgeanpassung.
Zu Dreifachbuchstabe iii

Zu Nummer 12

Die Regelung verpflichtet den Arbeitgeber, Uber den Umfang des Anspruchs auf von ihm
bereitgestellte Fortbildung zu informieren, sofern ein solcher besteht. Ein Anspruch kann
sich aus Individual- oder Kollektivvertrag oder aus Gesetz ergeben.

Zu Nummer 13

Wenn der Arbeitgeber der Arbeitnehmerin oder dem Arbeitnehmer eine betriebliche Alters-
versorgung Uber einen externen Versorgungstrager zugesagt hat, sind Name und Anschrift
dieses Versorgungstragers in der Niederschrift aufzunehmen. Eine Nachweispflicht besteht
nicht, wenn der Versorgungstrager zu dieser Information verpflichtet ist. Pensionsfonds,
Pensionskassen und Lebensversicherungsunternehmen muissen nach den §§ 234k ff. des
Versicherungsaufsichtsgesetzes in Verbindung mit der VAG-Informationspflichtenverord-
nung den Versorgungsanwartern bei Beginn des Versorgungsverhaltnisses unter anderem
auch Namen und Anschrift der Versorgungseinrichtung zur Verfugung stellen.

Zu Dreifachbuchstabe jjj

Nach dieser Regelung hat der Arbeitgeber die Arbeitnehmerinnen und Arbeithnehmer Gber
das bei der Kiindigung einzuhaltende Verfahren zu unterrichten. Die Unterrichtung hat da-
bei mindestens die Information Uber das Schriftformerfordernis fur die Kindigung nach
§ 623 des Birgerlichen Gesetzbuchs (BGB) sowie die flr den Arbeitgeber als auch die
Arbeitnehmerin bzw. den Arbeitnehmer geltenden gesetzlichen, tarifvertraglichen oder ein-
zelvertraglichen Kindigungsfristen zu umfassen. Sofern eine Probezeit vereinbart wurde,
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umfasst dies die Unterrichtung Uber die verkirzte Kindigungsfrist nach § 622 Absatz 3
BGB. Die Angaben Uber die Kindigungsfristen missen nicht auf die zum Zeitpunkt der
Aushandigung der Niederschrift bestehenden Rechte und Pflichten konkretisiert werden. Ist
vertraglich eine Staffelung der Lange der Kiindigungsfristen beispielsweise in Anknlipfung
an die Betriebszugehorigkeit der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers vereinbart, so ge-
nugt die Angabe der vereinbarten Berechnungsmodalitadten. Darlber hinaus hat die Unter-
richtung die Information Uber die Frist zur Erhebung einer Kiindigungsschutzklage nach § 4
des Kindigungsschutzgesetzes (KSchG) zu enthalten. Auch wenn die Unterrichtung tber
die Klagefrist nicht ordnungsgeman erfolgt, findet § 7 KSchG Anwendung. Damit gilt eine
Kindigung auch im Fall einer nicht ordnungsgemafien Unterrichtung Uber die Klagefrist als
von Anfang an rechtswirksam, wenn ihre Rechtsunwirksamkeit nicht rechtzeitig geltend ge-
macht wird.

Zu Dreifachbuchstabe kkk

Die Vorschrift entspricht weitestgehend dem bisherigen § 2 Absatz 1 Nummer 10, listet je-
doch als weiteren Unterrichtungsgegenstand einen Hinweis auf die Regelungen paritatisch
besetzter Kommissionen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen fur
den Bereich kirchlicher Arbeitgeber festlegen, auf. Diese Klarstellung ist notwendig gewor-
den, nachdem das Bundesarbeitsgericht entschieden hat, dass kirchliche Arbeitsrechtsre-
gelungen von der bisherigen Nummer 10 nicht erfasst werden (BAG, Urteil vom 30. Oktober
2019 — 6 AZR 465/18, Rn. 51).

Zu Doppelbuchstabe cc

Die Bestimmung legt in zeitlicher Hinsicht die Frist fest, bis zu der die Informationen nach
§ 2 Absatz 1 zur Verfugung zu stellen sind. Dies ist fur Informationen nach Absatz 1 Satz 2
Nummer 1, 7 und 8 spatestens der erste Tag der Arbeitsleistung; fir Informationen nach
Absatz 1 Satz 2 Nummer 2 bis 6, 9 und 10 NachwG spatestens der siebte Kalendertag nach
dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhaltnisses, fur die Ubrigen Angaben nach Satz 2
spatestens ein Monat nach dem vereinbarten Beginn des Arbeitsverhaltnisses.

Zu Buchstabe b und Buchstabe ¢

Die Unterrichtungspflichten im Zusammenhang mit einem Auslandsaufenthalt des Arbeit-
nehmers bestehen weiterhin nur unter der Voraussetzung, dass der Arbeitnehmer seine
Arbeitsleistung langer als vier aufeinanderfolgende Wochen im Ausland zu erbringen hat.
Die erforderlichen Angaben miissen nicht zwingend in nur einem Dokument enthalten sein.
Hat der Arbeithnehmer aufeinanderfolgende Arbeitsauftrage in unterschiedlichen Landern zu
erbringen, kénnen die Angaben bezlglich aller Arbeitsauftrage zusammengefasst werden.
Zusatzliche Unterrichtungspflichten bestehen in Entsendeféllen im Sinne der geanderten
Entsenderichtlinie.

Zu Buchstabe d

Die Vorschrift regelt entsprechend Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie, in welchen Fallen die
Informationen nach § 2 durch einen Hinweis auf die einschlagigen Tarifvertrage, Betriebs-
oder Dienstvereinbarungen und kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen, die fur das Arbeits-
verhaltnis gelten, oder auf gesetzliche Bestimmungen erfillt werden kénnen. In Fallen der
Arbeitnehmerentsendung ist ein Verweis auf die konkrete Bestimmung erforderlich.

Zu Buchstabe e

Wie bereits nach der bisherigen Regelung des NachwG entfallt die gesonderte Verpflich-
tung zum Nachweis der in den Absatzen 1 bis 3 genannten Vertragsbedingungen, wenn
ein schriftlicher Arbeitsvertrag ausgehandigt worden ist, der die in den Absatzen 1 bis 4
geforderten Angaben enthalt.
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Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Mit dieser Regelung wird der Zeitpunkt, bis zu dem Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern
Anderungen der wesentlichen Vertragsbedingungen mitzuteilen sind, entsprechend Arti-
kel 6 Absatz 1 der Richtlinie auf spatestens den Tag gelegt, an dem die Anderung wirksam
wird.

Zu Buchstabe b

Anderungen der wesentlichen Vertragsbedingungen missen wie bisher nach Satz 2 der
Regelung nicht mitgeteilt werden, wenn sie auf einer Anderung der gesetzlichen Vorschrif-
ten, Tarifvertrage, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen oder kirchlichen Arbeitsrechtsrege-
lungen beruhen (Artikel 6 Absatz 2 der Richtlinie). Die Vorschrift wurde im Hinblick auf die
kirchlichen Arbeitsrechtsregelungen sprachlich an § 1 Absatz 2 Nummer 15 angepasst, der
Begriff der ,ahnlichen Regelungen® durch ,Regelungen paritatisch besetzter Kommissio-
nen, die auf der Grundlage kirchlichen Rechts Arbeitsbedingungen fir den Bereich kirchli-
cher Arbeitgeber festlegen® ersetzt.

Zu Nummer 4

Mit Nummer 4 wird als Sanktion nach Artikel 19 der Richtlinie ein Ordnungswidrigkeitstat-
bestand bei VerstoRen gegen die Nachweispflichten nach § 2 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1
bis 15, Absatz 2 Satz 2, auch in Verbindung mit Absatz 3, sowie § 3 Satz 1 geschaffen. Fur
die Héhe der Geldbule gilt entsprechend der Bedeutung der arbeitgeberseitigen Nachweis-
pflichten ein Héchstmal von bis zu 2 000 Euro. Im Rahmen der BulRgeldbemessung soll
bei der Berlcksichtigung der wirtschaftlichen Verhaltnisse gemal § 17 Absatz 3 Satz 2
Halbsatz 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) die wirtschaftliche Situation
von KMU besonders einbezogen werden.

Zu Nummer 5

Nummer 5 regelt die Verpflichtung des Arbeitgebers zum Nachweis der wesentlichen Ver-
tragsbedingungen in Fallen, in denen das Arbeitsverhaltnis bereits vor dem 1. August 2022
bestanden hat. In diesen Fallen wird eine Informationspflicht des Arbeitgebers erst auf Ver-
langen des Nachweises seitens der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers ausgelést.
Zu Nummer 6

Folgeanderung zu Nummer 5.

Zu Artikel 2 (Anderung des Berufsbildungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Durch Erganzung der Mindestanforderungen der Niederschrift des Ausbildungsvertrages
nach § 11 Absatz 1 Satz 2 wird die Transparenz firr die Auszubildenden weiter erhoht. Ar-
tikel 2 setzt damit Artikel 4 Absatz 2 der Richtlinie bereichsspezifisch um.

Zu Buchstabe a

Nummer 1 (neu) stellt klar, dass in die Vertragsniederschrift Name und Anschrift der Aus-
bildenden sowie der Auszubildenden und bei Minderjahrigen ihrer gesetzlichen Vertreter
oder Vertreterinnen aufzunehmen sind. Damit wird Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe a der

Richtlinie umgesetzt. Durch die Einfligung der neuen Nummer verschieben sich die nach-
folgenden Nummern.
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Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung auf Grund der neuen Num-
mer 1.

Zu Buchstabe ¢

Nummer 4 (neu) stellt klar, dass die Vertragsniederschrift die Ausbildungsstatte angibt und
setzt Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie um. Die Ausbildungsstatte umfasst die
damit fur die Ausbildung Ublicherweise zusammenhangenden Bau-, Montage- und sonsti-
gen Arbeitsstellen.

Zu Buchstabe d

Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung auf Grund der neuen Num-
mer 1.

Zu Buchstabe e

Nach Nummer 7 (neu) enthalt die Vertragsniederschrift, sofern sich die Ausbildungsvergu-
tung aus verschiedenen Bestandteilen zusammensetzt, zusatzlich Angaben zur Zusam-
mensetzung der Verglitung. Bestandteile der Ausbildungsvergitung gemal § 17 sind nur
solche, die im Ausbildungsvertrag konkret bestimmt werden, nicht von bestimmten oder
bestimmbaren Ergebnissen abhangig gemacht und entsprechend § 18 Absatz 1 Satz 1 mo-
natlich ausgezahlt werden. In Umsetzung von Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe k der Richtlinie
wird der Auszubildende auf diese Weise transparenter zur Ausbildungsvergitung unterrich-
tet.

Zu Buchstabe f

Nach Nummer 8 (neu) enthalt die Vertragsniederschrift die Information zu Vergltung oder
Ausgleich bei Uberstunden, wodurch Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie umge-
setzt wird. Durch Einfigung der neuen Nummer verschieben sich die nachfolgenden Num-
mern.

Zu Buchstabe g

Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung auf Grund der neuen Num-
mer 8.

Zu Nummer 2

Es handelt sich um eine Folgeanderung und Anpassung an die Verschiebung der Nummern
in § 11 Absatz 1 Satz 2 BBIG.

Zu Nummer 3

Fur die Falle des § 101 Absatz 1 Nummer 1 wird wie bei vergleichbaren Verstélien gegen
arbeitgeberseitige Nachweispflichten nach dem Nachweisgesetz die BuRgeldobergrenze
von 2 000 Euro gewahlt. Im Rahmen der Buf3geldbemessung soll bei der Bertcksichtigung
der wirtschaftlichen Verhaltnisse gemal § 17 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 des Gesetzes
Uber Ordnungswidrigkeiten (OWiG) die wirtschaftliche Situation von KMU besonders ein-
bezogen werden.

Zu Artikel 3 (Anderung der Handwerksordnung)

Die Anpassung des Verweisziels in Absatz 1 Satz 3 erfolgt angesichts der Verschiebung
der Nummern in § 11 Absatz 1 Satz 2 BBiG mit diesem Gesetz.
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Zu Artikel 4 (Anderung des Arbeitnehmeriiberlassungsgesetzes)
Zu Nummer 1

Mit der Anderung wird Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe f der Arbeitsbedingungenrichtlinie 1:1
umgesetzt. Der Verleiher wird verpflichtet, der Leiharbeitnehmerin oder dem Leiharbeitneh-
mer die Firma und die Anschrift des entleihenden Unternehmers vor jeder Uberlassung
mitzuteilen. Die Information kann mit der bereits in § 11 Absatz 2 Satz 4 enthaltenen Pflicht
verknupft werden, den Arbeitnehmer dartiber zu informieren, dass er als Leiharbeitnehmer
und nicht im Rahmen eines Werkvertrages eingesetzt wird.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Die Anpassung der Uberschrift des § 13a entspricht dem erweiterten Regelungsgegen-
stand.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung aufgrund der Erweiterung des § 13a um
einen zweiten Absatz.

Zu Buchstabe ¢

Mit der Regelung in Absatz 2 wird der Entleiher verpflichtet, Leiharbeithehmerinnen und
Leiharbeitnehmern, die ihm mindestens sechs Monate iberlassen sind und die in Textform
ihren Wunsch nach Abschluss eines Arbeitsvertrages anzeigen, eine begrindete Antwort
in Textform innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige zu Ubermitteln. Damit werden
die Vorgaben des Artikels 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 der Arbeitsbedingungen-
richtlinie fur die Arbeitnehmeriiberlassung umgesetzt. Den Leiharbeitnehmern soll die Uber-
nahme in die Stammbelegschaft durch die Information Uber freie Arbeitsplatze des Entlei-
hers, die Anzeige ihres Ubernahmewunsches und die vom Entleiher zu begriindende Ant-
wort erleichtert werden.

Das Leiharbeitsverhaltnis ist als atypisches Arbeitsverhaltnis von Artikel 12 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 Satz 1 der Richtlinie erfasst (vergleiche Erwagungsgrund 36 der Richtlinie).
Die Leiharbeit ist eine typischerweise weniger vorhersehbare und weniger sichere Arbeits-
form als die Nicht-Leiharbeit. Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer tragen ein viel-
fach héheres Risiko arbeitslos zu werden als andere Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer
(Bundesagentur fur Arbeit, Statistik, Berichte: Blickpunkt Arbeitsmarkt, Entwicklungen in der
Zeitarbeit, Januar 2022, Seite 17).

Die Verpflichtung zur Abgabe der begriindeten Antwort wird nach Artikel 1 Absatz 5 der
Arbeitsbedingungenrichtlinie dem Entleiher Ubertragen, weil Verleiher — zumindest solche
die ausschliel3lich Arbeitnehmertberlassung betreiben — regelmaRig Leiharbeitskraften
keine Beschaftigung in ihrer eigenen internen Stammbelegschaft anbieten kénnen. So wird
der Zweck des Artikels 12 der Arbeitsbedingungenrichtlinie sachgerecht umgesetzt, den
Ubergang von atypischen in sicherere Beschéftigungsverhaltnisse zu fordern.

Die Regelung macht zugleich von der in Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 der Arbeitsbedingungen-
richtlinie fakultativ vorgesehenen Ausnahme Gebrauch, die Haufigkeit der anspruchsbe-
grundenden Anzeige zu begrenzen. Dies ist das Ergebnis einer Abwagung des Interesses
des Arbeitnehmers an einem Ubergang von einem Leiharbeitsverhaltnis in ein Nicht-Leih-
arbeitsverhaltnis und dem Aufwand, der beim Entleiher durch das Ersuchen ausgelst wird.
Der Verweis auf die entsprechende Anwendung des § 1 Absatz 1b Satz 2 stellt klar, dass
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hinsichtlich der Berechnung des Uberlassungszeitraums nach Satz 1 Unterbrechungszei-
ten sowie der Wechsel des Verleihers entsprechend den allgemeinen Regeln zu behandeln
sind.

Zu Nummer 3

Es handelt sich um eine Folgeanderung zu Nummer 2 sowie die Anpassung des Bul3geld-
rahmens fur Ordnungswidrigkeiten nach § 16 Absatz 1 Nummer 8 an den des Nachweis-
gesetzes. Im Rahmen der BulRgeldbemessung soll bei der Beriicksichtigung der wirtschaft-
lichen Verhaltnisse gemal § 17 Absatz 3 Satz 2 Halbsatz 1 des Gesetzes Uber Ordnungs-
widrigkeiten (OWiG) die wirtschaftliche Situation von KMU besonders einbezogen werden.

Zu Artikel 5 (Anderung des Seearbeitsgesetzes)

Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Folgednderung zu Nummer 3 (Einfihrung von § 32a).
Zu Nummer 2

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zu Buchstabe b.

Zu Buchstabe b

Mit den Anderungen in § 28 Absatz 2 werden die durch Artikel 4 der Richtlinie geanderten
Mindest-Nachweispflichten in deutsches Recht umgesetzt.

Zu Doppelbuchstabe aa

Bei einem befristeten Heuervertrag ist entweder das Enddatum oder die vorhergesehene
Dauer des Heuerverhaltnisses anzugeben. Dies kann in Form einer konkreten Zeitbestim-
mung bzw. eines konkreten Enddatums oder — falls es sich um einen zweckbefristeten Ar-
beitsvertrag handelt (vergleiche zur Begriffsbestimmung § 3 Absatz 1 Satz 2 TzBfG) —
durch Angabe des Zwecks erfolgen.

Zu Doppelbuchstabe bb

Sofern eine Probezeit vereinbart wurde, hat der Reeder das Besatzungsmitglied Gber die
Dauer der Probezeit zu unterrichten.

Zu Doppelbuchstabe cc

§ 28 Absatz 2 Nummer 7 wird entsprechend den Vorgaben in Artikel 4 Absatz 2 Buch-
stabe k der Richtlinie ergénzt. Die Regelung stellt klar, dass die nachweispflichtigen Be-
standteile des Arbeitsentgelts — einschlieRlich der nach Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe | der
Richtlinie gegebenenfalls anzugebenden Vergltung von Uberstunden — getrennt auszuwei-
sen sind und die Art der Auszahlung (beispielsweise Barauszahlung/Uberweisung) anzu-
geben ist.

Hiervon unberihrt bleibt § 39, welcher nicht zu Ungunsten des Besatzungsmitgliedes ab-
bedungen werden kann (§ 9).
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Zu Doppelbuchstabe dd

Aufgrund der klarstellenden Regelung des Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie wird
die bislang schon in § 28 Absatz 2, erster Halbsatz verortete Nachweispflicht zur Anord-
nungsbefugnis von Uberstunden und deren Voraussetzungen ebenfalls klarstellend in den
ausdriicklichen Katalog des § 28 Absatz 2 aufgenommen. Eine inhaltliche Anderung ist da-
mit nicht verbunden. Die Pflicht zum Nachweis der Verglitung von Uberstunden ergibt sich
— wie bisher — aus § 28 Absatz 2 Nummer 7 (neu).

Zu Doppelbuchstabe ee

§ 28 Absatz 2 Nummer 9 regelt die Verpflichtung des Reeders im Rahmen der Unterrich-
tung Uber die vereinbarte Arbeitszeit auch Uber vereinbarte Ruhepausen und Ruhezeiten
zu informieren sowie daruber, in welchem Mehrwachen-System der Dienst zu leisten ist.

Zu Doppelbuchstabe ff
Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung.
Zu Doppelbuchstabe gg

Nach § 28 Absatz 2 Nummer 11 hat der Reeder das Besatzungsmitglied tber das bei der
Kindigung einzuhaltende Verfahren zu unterrichten. Die Unterrichtung hat dabei mindes-
tens die Information Uber das Schriftformerfordernis fur die Kiindigung (§ 65 Absatz 2) so-
wie die flr den Reeder als auch das Besatzungsmitglied geltenden gesetzlichen, tarifver-
traglichen oder einzelvertraglichen Kiindigungsfristen zu umfassen. Sofern eine Probezeit
vereinbart wurde, umfasst dies gegebenenfalls auch die Unterrichtung Gber die verkirzte
Kindigungsfrist nach § 622 Absatz 3 BGB. Die Angaben Uber die Kindigungsfristen mus-
sen nicht auf die zum Zeitpunkt der Aushandigung des Heuervertrages bestehenden
Rechte und Pflichten konkretisiert werden. Ist vertraglich eine Staffelung der Lange der
Kindigungsfristen beispielsweise in Anknipfung an die Betriebszugehdrigkeit des Besat-
zungsmitglieds vereinbart, so genugt die Angabe der vereinbarten Berechnungsmodalita-
ten. DarUber hinaus hat die Unterrichtung die Information Uber die Frist zur Erhebung einer
Kindigungsschutzklage nach § 24, § 4 KSchG zu enthalten. Auch wenn die Unterrichtung
Uber die Klagefrist nicht ordnungsgemaf erfolgt, findet § 7 KSchG Anwendung. Damit gilt
eine Kindigung auch im Fall einer nicht ordnungsgemafien Unterrichtung Uber die Klage-
frist als von Anfang an rechtswirksam, wenn ihre Rechtsunwirksamkeit nicht rechtzeitig gel-
tend gemacht wird.

Zu Doppelbuchstabe hh

Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung.

Zu Doppelbuchstabe ii

Neu eingefligt wird § 28 Absatz 2 Nummer 15, wonach Uber einen Anspruch auf vom Ree-
der bereitgestellte Fortbildung zu informieren ist, sofern ein solcher besteht. Ein Anspruch
kann sich aus Individual- oder Kollektivvertrag oder aus Gesetz ergeben.

Zu Doppelbuchstabe jj

Es handelt sich um eine regelungstechnische Folgeanpassung.

Zu Buchstabe ¢

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Buchstabe b.
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Zu Buchstabe d
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Buchstabe b.
Zu Buchstabe e

Der neu eingeflihrte Absatz 7 setzt die Ubergangsbestimmungen in Artikel 22 der Richtlinie
um. Sofern ein Heuerverhaltnis bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestand und der Heu-
ervertrag nicht die Anforderungen des geanderten § 28 Absatz 2 erfullt, kann das Besat-
zungsmitglied eine Niederschrift mit den nach Absatz 2 wesentlichen Angaben verlangen.

Zu Nummer 3

Die Bestimmung stellt sicher, dass ein Besatzungsmitglied in den Fallen, in denen der Ree-
der durch oder aufgrund einer gesetzlichen, tarifvertraglichen oder einer Bestimmung einer
Betriebsvereinbarung verpflichtet ist, ihm eine Fortbildung anzubieten, die fur die Erbrin-
gung der Arbeitsleistung erforderlich ist, diese kostenfrei in Anspruch nehmen kann. Eine
Drittfinanzierung der Fortbildung ist damit ebenso wenig ausgeschlossen wie eine Kosten-
teilung zwischen Reeder und einem Dritten, sofern es hierdurch nicht zu einer Inanspruch-
nahme des Besatzungsmitglieds kommt. Der Begriff des Gesetzes umfasst auch unmittel-
bar geltendes Unionsrecht. Nicht unter die Regelung fallen Einweisungen in ein bestimmtes
Arbeitsgebiet oder Anweisungen fir die Erledigung einer Arbeitsaufgabe, die unter Beibe-
haltung der bisherigen Rechtslage unter Fortzahlung der regelmafigen Vergutung inner-
halb der Arbeitszeit stattzufinden haben. Liegt eine Fortbildung im Sinne dieser Regelung
vor, so soll diese moglichst wahrend der individuellen Arbeitszeit des Besatzungsmitglieds
durchgeflihrt werden. Ist dies im Einzelfall, etwa aufgrund dringender betrieblicher Belange
oder weil die Fortbildung nicht im Rahmen der Arbeitszeit des Besatzungsmitglieds ange-
boten wird, nicht méglich, so gelten die Fortbildungszeiten als Arbeitszeit.

Zu Nummer 4
Zu Buchstabe a
Zu Doppelbuchstabe aa

Nummer 6 wurde entsprechend der Vorgaben in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe b der Richt-
linie um den Hinweis bezuglich des Ausbildungsortes erganzt.

Zu Doppelbuchstabe bb

Nummer 9 wurde entsprechend den Vorgaben in Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe k der Richt-
linie um die Art der Auszahlung und die Zusammensetzung der Vergutung erganzt. Bei-
spielhaft hierfir werden getrennt von der Grundvergitung anzugebende Bestandteile auf-
gezahlt. Gleichzeitig wurden entsprechend Artikel 4 Absatz 2 Buchstabe | der Richtlinie die
Angaben liber Modalitiaten und Vergiitung von Uberstunden ergénzt.

Zu Doppelbuchstabe cc

Nach dieser Regelung hat der Reeder den Auszubildenden Uber das bei der Kiindigung
einzuhaltende Verfahren zu unterrichten. Die Unterrichtung hat dabei mindestens die Infor-
mation Uber das Schriftformerfordernis fur die Kiindigung sowie die fir den Reeder als auch
den Auszubildenden geltenden gesetzlichen Kiindigungsfristen zu umfassen (§ 88). Dar-
Uber hinaus hat die Unterrichtung die Information Uber die Frist zur Erhebung einer Kindi-
gungsschutzklage nach § 24, § 4 KSchG zu enthalten. Auch wenn die Unterrichtung tber
die Klagefrist nicht ordnungsgemaf erfolgt, findet § 7 KSchG Anwendung. Damit gilt eine
Kindigung auch im Fall einer nicht ordnungsgemalfen Unterrichtung Uber die Klagefrist als
von Anfang an rechtswirksam, wenn ihre Rechtsunwirksamkeit nicht rechtzeitig geltend ge-
macht wird.
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Zu Buchstabe b

Der neu eingefiihrte Absatz 9 setzt die Ubergangsbestimmungen in Artikel 22 der Richtlinie
um. Sofern ein Ausbildungsverhaltnis bei Inkrafttreten des Gesetzes bereits bestand und
der Ausbildungsvertrag nicht die Anforderungen des geanderten § 82 Absatz 3 erfullt, kann
der Auszubildende eine Niederschrift mit den nach Absatz 3 wesentlichen Angaben verlan-
gen. Diese ist der oder dem Auszubildenden innerhalb von sieben Tagen auszuhandigen,
wobei auch eine Ubersendung oder Uberbringung erfolgen kann.

Zu Nummer 5

Es handelt sich um redaktionelle Folgeanderungen zu Nummer 2 Buchstabe b und Num-
mer 3.

Zu Artikel 6 (Anderung der Gewerbeordnung)
Zu Nummer 1

Es handelt sich um eine Anpassung der Inhaltsubersicht an Nummer 2 und damit um eine
Folgeanderung.

Zu Nummer 2

Die Bestimmung stellt gemaR Artikel 13 der Richtlinie sicher, dass Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer in den Féllen, in denen ihr Arbeitgeber durch oder aufgrund einer gesetzli-
chen, tarifvertraglichen oder einer Bestimmung einer Betriebs- oder Dienstvereinbarung
verpflichtet ist, ihnen eine Fortbildung anzubieten, die flr die Erbringung ihrer Arbeitsleis-
tung erforderlich ist, diese kostenfrei in Anspruch nehmen kénnen. Eine Drittfinanzierung
der Fortbildung ist damit ebenso wenig ausgeschlossen wie eine Kostenteilung zwischen
Arbeitgeber und einem Dritten, sofern es hierdurch nicht zu einer Inanspruchnahme der
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer kommt. Der Begriff des Gesetzes umfasst auch un-
mittelbar geltendes Unionsrecht. Nicht unter die Regelung fallen Einweisungen in ein be-
stimmtes Arbeitsgebiet oder Anweisungen fir die Erledigung einer Arbeitsaufgabe, die un-
ter Beibehaltung der bisherigen Rechtslage unter Fortzahlung der regelmafiigen Vergutung
innerhalb der Arbeitszeit stattzufinden haben. Liegt eine Fortbildung im Sinne dieser Rege-
lung vor, so soll diese moglichst wahrend der individuellen Arbeitszeit der Arbeithehmerin
bzw. des Arbeitnehmers durchgefuhrt werden. Ist dies im Einzelfall, etwa aufgrund dringen-
der betrieblicher Belange oder weil die Fortbildung nicht im Rahmen der Arbeitszeit der
Arbeitnehmerin bzw. des Arbeithehmers angeboten wird, nicht mdglich, gelten die Fortbil-
dungszeiten als Arbeitszeit.

Zu Artikel 7 (Anderung des Teilzeit- und Befristungsgesetzes)
Zu Nummer 1
Zu Buchstabe a

Durch die Erganzung werden die bisherigen Absatze 2 und 3 zusammengefasst, ohne den
Regelungsinhalt zu verandern.

Zu Buchstabe b

Der neu gefasste Absatz 3 ordnet an, dass Arbeithehmerinnen und Arbeitnehmer, deren
Arbeitsverhaltnis 1anger als sechs Monate bestanden hat, und die ihrem Arbeitgeber in
Textform ihren Wunsch nach Veranderung von Dauer oder Lage oder von Dauer und Lage
der vertraglich vereinbarten Arbeitszeit anzeigen, Anspruch auf eine begriindete Antwort in
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Textform innerhalb eines Monats nach Zugang der Anzeige haben. Damit werden die Vor-
gaben des Artikels 12 Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 der Arbeitsbedingungenrichtli-
nie umgesetzt.

Die Regelung gilt neben den Vorgaben in Absatz 2 und unabhangig vom Umfang der Ar-
beitszeit. Sie findet insbesondere fiir Beschaftigte mit Arbeit auf Abruf Anwendung, die in
ein Arbeitsverhaltnis mit einer vorhersehbareren Lage ihrer Arbeitszeit wechseln méchten.

Das Arbeitsverhaltnis muss langer als sechs Monate bestanden haben. Wie in §§ 8 und 9a
TzBfG kann hierzu die Auslegung des § 1 Absatz 1 KSchG herangezogen werden. In der
Folge greift die Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu § 1 Absatz 1 KSchG zur An-
rechnung von Unterbrechungszeiten. Danach kann in Fallen, in denen es an einer nahtlo-
sen Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses fehlt, eine rechtliche Unterbrechung unbeachtlich
sein. Voraussetzung daflr ist, dass die Unterbrechung verhaltnismafig kurz ist und zwi-
schen beiden Arbeitsverhaltnissen ein enger sachlicher Zusammenhang besteht (BAG, Ur-
teil vom 20. Februar 2014 - 2 AZR 859/11, Rn. 19; BAG, Urteil vom 7. Juli 2011 - 2 AZR
12/10, Rn. 22; BAG, Urteil vom 23. Mai 2013 - 2 AZR 54/12, Rn. 20).

Die Vorschrift bestimmt, dass sowohl die Anzeige des Wunsches als auch die begriindete
Antwort in Textform zu erfolgen haben. Nach § 126b BGB erfullt eine auf einem dauerhaften
Datentrager abgegebene lesbare Erklarung, in der die Person des Erklarenden genannt ist,
die Voraussetzungen der Textform. Im Unterschied zur Schriftform bedarf es bei der Text-
form keiner eigenhandigen Unterschrift und es gentigt beispielsweise eine E-Mail.

In Satz 2 wird zugleich von der in Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 der Arbeitsbedingungenrichtli-
nie fakultativ vorgesehenen Ausnahme Gebrauch gemacht, die Haufigkeit der Ersuchen zu
begrenzen, die eine begrindete Antwort in Textform zur Folge haben. Dies ist das Ergebnis
einer Abwagung des Interesses des Arbeitnehmers an einer Mitteilung in Textform und dem
Aufwand, der beim Arbeitgeber durch das Ersuchen ausgeldst wird.

Zu Nummer 2
Zu Buchstabe a

Der neue Satz 1 begrundet eine Pflicht des Arbeitgebers, einen feststehenden Zeitrahmen
vorzusehen, der durch sogenannte Referenzstunden und Referenztage bestimmt wird. Im
Rahmen seines Weisungsrechts kann der Arbeitgeber den Arbeitnehmer zur Arbeit inner-
halb des festgelegten Zeitrahmens abrufen. Es wird fur den Arbeithehmer dadurch vorher-
sehbarer, wann er gegebenenfalls zur Arbeit herangezogen wird. Mit der Einflihrung dieser
Arbeitgeberpflicht wird Artikel 10 Absatz 1 Buchstabe a der Arbeitsbedingungenrichtlinie
umgesetzt.

Der bisherige Satz 1 wird Satz 2. Der erganzte Satzteil stellt klar, dass die Festlegung eines
Zeitrahmens eine materielle Voraussetzung fir den vertraglichen Anspruch auf Arbeitsleis-
tung ist genauso wie die Einhaltung der Ankundigungsfrist. Wird kein Zeitrahmen festgelegt,
kann der Arbeitnehmer die Arbeitsleistung verweigern. Ebenso kann er die Arbeitsleistung
verweigern, wenn der Arbeitgeber zu einer Arbeitsleistung aul3erhalb des festgelegten Zeit-
rahmens auffordert. Mit dieser Regelung wird Artikel 10 Absatz 2 der Arbeitsbedingungen-
richtlinie umgesetzt.

Zu Buchstabe b

Die Anderung in Absatz 6 ist erforderlich, um den bisherigen Regelungsinhalt beizubehal-
ten. Der Zeitrahmen, bestimmt durch Referenzstunden und Referenztage wird vom Arbeit-
geber festgelegt und steht daher nicht zur Disposition der Tarifvertragsparteien.



Drucksache 154/22 -34 -

Zu Nummer 3
Zu Buchstabe a

Es wird ein neuer Absatz 3 eingefugt, der die VerhaltnismaRigkeit einer Probezeitvereinba-
rung bei befristeten Arbeitsverhaltnissen regelt. Absatz 3 Satz 1 setzt die Vorgaben des
Artikels 8 Absatz 2 Satz 1 der Arbeitsbedingungenrichtlinie um, indem angeordnet wird,
dass eine Probezeitvereinbarung bei befristeten Arbeitsverhaltnissen im Verhaltnis zu der
erwarteten Befristungsdauer und der Art der Tatigkeit stehen muss.

Aus § 622 Absatz 3 BGB ergibt sich bereits eine zeitliche Begrenzung einer vereinbarten
Probezeit auf sechs Monate, denn nur in diesem Zeitraum kann von der dort vorgesehenen
verkurzten Kundigungsfrist Gebrauch gemacht werden. Diese allgemeine Regelung gilt
auch fur befristete Arbeitsverhaltnisse.

Ist die Dauer der vereinbarten Probezeit unverhaltnismafig, so ist diese unwirksam mit der
Folge, dass eine Probezeit nicht wirksam vereinbart wurde und damit die verkirzte Kindi-
gungsfrist des § 622 Absatz 3 BGB nicht greift.

Zu Buchstabe b

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Buchstabe a.

Zu Nummer 4

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zu Nummer 2 Buchstabe b.
Zu Nummer 5

Zu Buchstabe a

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgednderung zu Buchstabe b.

Zu Buchstabe b

Der neu angefligte Absatz 2 ordnet an, dass befristet beschaftigte Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhaltnis langer als sechs Monate bestanden hat, und die ih-
rem Arbeitgeber in Textform den Wunsch nach einem unbefristeten Arbeitsverhaltnis an-
zeigen, Anspruch auf eine begrindete Antwort in Textform innerhalb eines Monats nach
Zugang der Anzeige haben. Damit werden die Vorgaben des Artikels 12 Absatz 1 Satz 1
und Absatz 2 Satz 1 der Arbeitsbedingungenrichtlinie im allgemeinen Befristungsrecht um-
gesetzt.

Das Arbeitsverhaltnis muss langer als sechs Monate bestanden haben. In Féllen, in denen
es an einer nahtlosen Fortsetzung des Arbeitsverhaltnisses fehlt, greift fir die Anrechnung
von Unterbrechungszeiten, wie vorstehend zu Nummer 1 Buchstabe b ausgefihrt, die
Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts zu § 1 Absatz 1 KSchG.

Die Vorschrift bestimmt ebenso wie der neugefasste § 7 Absatz 3 TzBfG, dass sowohl die
Anzeige des Wunsches als auch die begriindete Antwort in Textform (§ 126b BGB) zu er-
folgen haben.

In Absatz 2 wird zugleich von der in Artikel 12 Absatz 1 Satz 2 der Arbeitsbedingungen-
richtlinie fakultativ vorgesehenen Ausnahme Gebrauch gemacht, die Haufigkeit der an-
spruchsbegriindenden Anzeigen zu begrenzen. Dies ist das Ergebnis einer Abwagung des
Interesses des Arbeitnehmers an einem Ubergang von einer befristeten in eine unbefristete
Beschaftigung und dem Aufwand, der beim Arbeitgeber durch das Ersuchen ausgel6st wird.
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§ 21 ordnet die entsprechende Anwendung von § 18 auf auflésend bedingte Arbeitsver-
trage an.

Zu Nummer 6
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zu Nummer 2 Buchstabe b.
Zu Nummer 7
Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanderung zu Nummer 2 Buchstabe b.

Zu Artikel 8 (Anderung des Anisthesietechnische- und Operationstechnische-
Assistenten-Gesetzes)

Mit dem neuen Absatz 7 wird geregelt, dass auf den Ausbildungsvertrag die fiir den Arbeits-
vertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden sind, soweit sich
aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Die Rege-
lung dient damit der Klarstellung und der Vereinheitlichung mit anderen Heilberufsgesetzen,
die Vorschriften Uber einen Ausbildungsvertrag enthalten.

Zu Artikel 9 (Anderung des Notfallsanititergesetzes)

Mit dem neuen Absatz 5 wird geregelt, dass auf den Ausbildungsvertrag die fir den Arbeits-
vertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden sind, soweit sich
aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Die Rege-
lung dient damit der Klarstellung und der Vereinheitlichung mit anderen Heilberufsgesetzen,
die Vorschriften Uber einen Ausbildungsvertrag enthalten.

Zu Artikel 10 (Anderung des PTA-Berufsgesetzes)

Mit dem neuen Absatz 6 wird geregelt, dass auf den Ausbildungsvertrag die fir den Arbeits-
vertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsatze anzuwenden sind, soweit sich
aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt. Die Rege-
lung dient damit der Klarstellung und der Vereinheitlichung mit anderen Heilberufsgesetzen,
die Vorschriften Uiber einen Ausbildungsvertrag enthalten.

Zu Artikel 11 (Anderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes)

Die Regelung knipft an das bestehende Beratungs- und Informationsangebot ,Faire Mobi-
litat" an und dient der weiteren Erleichterung der Durchsetzung der die Richtlinienvorgaben
— insbesondere Artikel 15, 16 und 19 — umsetzenden Vorschriften. Arbeithehmerinnen und
Arbeitnehmer, die im Rahmen der Arbeitnehmerfreizigigkeit fir eine Beschaftigung in
Deutschland aus dem Ausland kommen und daher mit dem deutschen Rechtssystem mog-
licherweise nicht vertraut sind, sollen einen Hinweis auf bestehende Beratungsangebote
bekommen. Dies gilt nicht in den Fallen, in denen bereits der Vermittler nach § 299 des
Dritten Buches Sozialgesetzbuch zu einem entsprechenden Hinweis verpflichtet ist.

Zu Artikel 12 (Inkrafttreten)
Zu Absatz 1

Artikel 1 bis 9 und 11 treten am 1. August 2022 — bei einer Verkiindung nach dem 31. Juli
2022 am Tag nach der Verkindung — in Kraft.

Zu Absatz 2

Artikel 10 tritt abweichend hiervon am 1. Januar 2023 in Kraft — gleichzeitig mit dem Inkraft-
treten des PTAG.
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Anlage

Aktualisierte Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Absatz 1

NKRG

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Europdischen
Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 iiber transparente und vorhersehbare Ar-
beitsbedingungen in der Europdischen Union im Bereich des Zivilrechts (NKR-Nr. 6140,
BMAS)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Regelungsentwurf mit folgendem Ergebnis ge-

pruft:
I. Zusammenfassung
Biirgerinnen und Biirger
Jahrlicher Zeitaufwand: 14.000 Stunden (350.000 Euro)
Einmaliger Zeitaufwand: 44.000 Stunden (1,1 Mio. Euro)
Wirtschaft
Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 4,9 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 8,7 Mio. Euro
Verwaltung
Bund
Jahrlicher Erfullungsaufwand: geringfligig
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 50.000 Euro
Lander
Jahrlicher Erfullungsaufwand: rund 7,8 Mio. Euro
Einmaliger Erfiillungsaufwand: rund 450.000 Euro
Umsetzung von EU-Recht Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte da-
fiir vor, dass mit dem Vorhaben tiber eine
1:1 Umsetzung hinausgegangen wird.
‘One in one out’-Regel Wegen der 1:1 Umsetzung des Regelungs-
vorhabens erfolgt keine Kompensation
gem. ‘One in one out’-Regel.
Nutzen Das Ressort hat den Nutzen des Rege-
lungsvorhabens nicht dargestellt.
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Evaluierung Nach Artikel 23 der Richtlinie tiberpriift
die Kommission nach Konsultierung der
Mitgliedstaaten und der Sozialpartner auf
Unionsebene und unter Berticksichtigung
der Auswirkungen auf Kleinstunterneh-
men sowie kleine und mittlere Unterneh-
men spétestens bis 1. August 2027 die
Umsetzung und Wirkung der Arbeitsbe-
dingungenrichtlinie und schldgt gegebe-
nenfalls die notwendigen Anderungen
der Rechtsvorschriften vor. Die Anforde-
rungen an diese Evaluierung entsprechen
den Anforderungen, die die Bundesregie-
rung an eine angemessene Evaluierung
stellt.

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der
Nationale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auf-
trags keine Einwéande.

II. Regelungsvorhaben

Das Regelungsvorhaben dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/1152 des Européi-
schen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 tiber transparente und vorhersehbare

Arbeitsbedingungen in der Europédischen Union in deutsches Recht.

Die Richtlinie soll die Verbesserung der Arbeitsbedingungen durch transparente und vor-

hersehbare Beschiftigung bewirken.
Wesentliche Mafsnahmen:

e Erweiterung der Pflicht des Arbeitgebers zur Unterrichtung (Niederschrift) tiber
die wesentlichen Aspekte des Arbeitsverhaltnisses (sog. Nachweispflichten). Dies
betrifft u.a. Angaben zur Arbeit auf Abruf, zu Anforderungen an das bei einer
Kiindigung einzuhaltende Verfahren, bei Leiharbeit zusétzliche Angaben zur
Identitdt der entleihenden Unternehmen, Angaben zu Modalitdten und Vergtitung
von Uberstunden, ggf. zu Dauer und Bedingungen der Probezeit, sowie zu etwai-
gen Anspriichen des Arbeitnehmers auf vom Arbeitgeber bereitgestellte Fortbil-
dung;

e Festlegung von Mindestanforderungen an die Arbeitsbedingungen in Bezug auf
die Hochstdauer einer Probezeit, Mehrfachbeschéftigung, Mindestvorhersehbar-
keit der Arbeit und Ersuchen um einen Ubergang zu einer anderen Arbeitsform

sowie Pflichtfortbildungen;



-3- Drucksache 154/22

e Sogenannte horizontale Bestimmungen zur Durchsetzung der vorgenannten Best-

immungen.

Die Umsetzung der Richtlinie in das deutsche Zivilrecht erfordert Anpassungen im Nach-
weisgesetz, im Berufsbildungsgesetz, in der Handwerksordnung, im Arbeitnehmertiber-

lassungsgesetz und im Seearbeitsgesetz.

III. Bewertung

III.1  Erfallungsaufwand

Biirgerinnen und Biirger

Fiir die Biirgerinnen und Biirger entsteht ein geschétzter einmaliger Zeitaufwand von

44.000 Stunden und ein jahrlicher Zeitaufwand von rund 14.000 Stunden.
Anzeige des Wunsches nach einem unbefristeten Arbeitsverhiltnis

Kinftig konnen Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhiltnis langer als sechs Monate bestan-
den hat, dem Arbeitgeber in Textform den Wunsch nach einem unbefristeten Arbeitsver-
trag anzeigen. Das Ressort geht auf Grundlage von IAB-Studien nachvollziehbar von
rund 108.000 Fallen pro Jahr und einen Aufwand pro Fall von fiinf Minuten aus. Daraus
ergibt sich ein jahrlichen Erfiillungsaufwand von rund 9.000 Stunden. Fiir bereits beste-
hende Arbeitsverhiltnisse wird nachvollziehbar von 251.000 Anzeige ausgegangen,

wodurch einmaliger Zeitaufwand von rund 21.000 Stunden entsteht.
Anzeige des Wunsches nach Verinderung der Dauer und der Lage der Arbeitszeit

Kiinftig kann ein Arbeitnehmer beim Arbeitgeber in Textform den Wunsch nach einer
Verdnderung der Dauer und der Lage der Arbeitszeit anzeigen. Das Ressort geht anhand
von Arbeitsmarktdaten nachvollziehbar von einmalig 277.000 sowie jahrlich 13.800 Antra-
gen aus. Bei angenommenen fiinf Minuten je Fall ergeben sich 23.000 Stunden einmaliger

Erfiillungsaufwand sowie jahrlich 1.100 Stunden.
Anzeige des Wunsches nach Abschluss eines Arbeitsvertrages

Kinftig kann ein Leiharbeitnehmer dem Entleiher den Wunsch nach Abschluss eines Ar-
beitsvertrages anzeigen. Das Ressort geht davon aus, dass dies bei 50.000 Leiharbeitneh-
mern jahrlich der Fall sein wird. Das ergibt bei einer Bearbeitungszeit von jeweils ftinf Mi-

nuten einen Zeitaufwand von rund 4.170 Stunden jahrlich.
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Wirtschaft

Fir die Wirtschaft entsteht einmaliger Erfiilllungsaufwand von rund 8,7 Mio. Euro sowie

jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 4,9 Mio. Euro.
Niederschrift zu den wesentlichen Vertragsbedingungen

Mit den Anderungen zum Nachweisgesetz werden Ergénzungen in der Niederschrift zu
den wesentlichen Vertragsbedingungen von neu zu begriindenden Arbeitsverhiltnissen
angepasst. Das Ressort geht nachvollziehbar davon aus, dass von den rund 1,79 Mio. be-
troffenen Unternehmen (Wirtschaftszweige B-N'; P-52) 90 Prozent schriftliche Arbeitsver-
trége bereits ausgeben. Fiir diese rund 1,6 Mio. Unternehmen geht das Ressort davon aus,
dass die wesentlichen Vertragsbedingungen in der Regel bereits im Arbeitsvertrag enthal-
ten sind. Dennoch ist es laut Ressort moglich, dass Unternehmen ihre Arbeitsvertrége ver-
einzelt ergédnzen miissen. Hier wird ein Zeitaufwand von durchschnittlich drei Minuten
angenommen. Bei einem Stundensatz von 32,20 Euro ergibt dies einen einmaligen Erfiil-
lungsaufwand von rund 2,6 Mio. Euro. Ferner werden 10 Prozent der Unternehmen die
Vorlagen umfassender anpassen miissen, was geschitzt 21 Minuten (Stundensatz von
32,20 Euro) benstigen wird. Der einmalige Erfiillungsaufwand hierfiir liegt bei rund 2

Mio. Euro.
Niederschrift zu den wesentlichen Vertragsbedingungen fiir entsendete Arbeitnehmer

Fiir entsendete Beschiftigte, die ununterbrochen léanger als einen Monat im Ausland tatig
sind, muss der Arbeitgeber die Niederschrift ergdnzen. Das Ressort geht nachvollziehbar
von rund 39.400 Beschiftigten aus, fiir die eine Erganzung der Niederschrift nétig wird
(15 Min. / Fall; Stundensatz 32,20 Euro). Der jahrliche Aufwand betrigt somit 317.500

Euro.

1 B: Bergbau und Gewinnung von Steinen und Erden; C: Verarbeitendes Gewerbe; D: Energieversorgung; E: Wasserversor-
gung, Abwasser- und Abfallentsorgung und Beseitigung von Umweltverschmutzungen; F: Baugewerbe; G: Handel; Instant-
haltung und Reparatur von KFZ; H: Verkehr und Lagerei; I: Gastgewerbe; J: Information und Kommunikation; K: Erbrin-
gung von Finanz- und Versicherungsdienstleistungen; L: Grundstiicks- und Wohnungswesen; M: Erbringung von freibe-
ruflichen, wissenschaftlichen und technischen Dienstleistungen; N: Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dienstleis-
tungen.

2 P: Erziehung und Unterricht; Q: Gesundheits- und Sozialwesen; R: Kunst, Unterhaltung und Erholung; S: Erbringung von

sonstigen Dienstleistungen.
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Pflicht der Verleiher, Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmern Firma und Adresse des Ent-

leihers schriftlich zu nennen

Verleiher miissen kiinftig Leiharbeitnehmern Firma und Adresse des Entleihers schriftlich
nennen. Die Zahl der Leiharbeitnehmer liegt fiir das Jahr 2019 durchschnittlich bei rund
900.000. Das Ressort geht hilfsweise von einer Uberlassungsdauer von sechs Monaten aus,
was 1,8 Mio. Uberlassungen entspricht. Der Zeitaufwand fiir die schriftliche Information
liegt geschatzt bei durchschnittlich einer Min. pro Uberlassung (Stundensatz 22,10 Euro).
Die erforderlichen Daten werden bereits tiberwiegend in Textform benannt, sodass nur in
10 Prozent der Uberlassungen jahrlicher Erfiillungsaufwand entsteht, der sich auf rund

66.300 Euro belduft.
Antwort auf die Anzeige des Wunsches nach Abschluss eines Arbeitsvertrages

Dem Entleiher entsteht aus der Pflicht, Leiharbeitnehmern, die den Wunsch nach Uber-
nahme in die Stammbelegschaft des Entleihers angezeigt haben, eine begriindete Antwort
zu erteilen, ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 134.000 Euro (50.000 Fille pro
Jahr * 5 Minuten/Fall * 32,20 Euro/Stunde).

Kontrolle der Regelungen

Im Nachweisgesetz werden Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten eingefiihrt. Das Ress-
ort geht anhand der Beschiftigungsstatistik nachvollziehbar von rund 31.400 Kontrollen
jahrlich aus sowie von einem Zeitaufwand je Kontrolle von 3,5 Stunden aus (1 Stunde
Vorbereitung; 2,5 Stunden Begleitung der Kontrolle). Bei einem Stundensatz von 32,20

Euro ergibt sich ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 3,5 Mio. Euro.
Erginzung der Niederschrift bei neu abzuschlieffenden Ausbildungsverhiltnissen

Von der nunmehr notwendigen Aufschliisselung der Vergiitung in der Vertragsnieder-
schrift sind nachvollziehbar geschétzt rund 12.400 Ausbildungsbetriebe (Wirtschaftssek-
toren ,Landwirtschaft, Bergbau”; ,Beherbergung, Gastronomie™) betroffen. Das Ressort
geht von sechs Minuten Aufwand je Fall und einem Stundensatz von 34,50 Euro aus. Ins-
gesamt entsteht somit einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 42.780 Euro. Zum Aus-
gleich oder zur Vergiitung von Uberstunden wird geschitzt, dass in rund 8.540 Betrieben
die Vertragsmuster ergdnzt werden. Bei einem geschitzten Zeitaufwand von drei Minu-
ten und einem Stundensatz ergibt sich dafiir einmaliger Erfiillungsaufwand von rund

14.700 Euro.
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Reaktion auf Anzeige des Wunsches nach Verinderung der Dauer und der Lage der Arbeitszeit

Auf Basis der BA-Beschiftigtenstatistik bestanden in der Wirtschaft 36.993.621 Beschafti-
gungsverhiltnisse. Anhand von Studien geht das Ressort von 258.955 Personen aus, die
im ersten Jahr der Umsetzung einen Antrag bei dem Arbeitgeber fiir ein sichereres Ar-
beitsverhiltnis stellen wiirden und ein Antwortschreiben des Arbeitgebers zu erwarten
haben. Fiir die Erstellung eines Schreibens werden fiinf Minuten geschiétzt (Stundensatz
32,20 Euro). Es ergibt sich damit ein einmaliger Erfiillungsaufwand von 695.000 Euro. Es
wird ferner angenommen, dass fiinf Prozent des Bestandes (rund 13.000) jahrlich einen
entsprechenden Antrag stellen werden und eine schriftliche Antwort ihres Arbeitgebers
zu erwarten haben. Dies ergibt einen jahrlichen Erfiillungsaufwand von rund 34.700

Euro.

Das Ressort geht nachvollziehbar von rund 400.000 Beschéftigten in der Wirtschaft aus,
die ein Interesse daran haben beim selben Arbeitgeber ihre Arbeitszeit zu erhhen. Es
wird angenommen, dass diese im ersten Jahr der Einfithrung der Regelung einen Antrag
stellen und der Arbeitgeber in Textform antworten muss. Das vorliegende Regelungsvor-
haben regelt lediglich das Erfordernis der Antwort in Textform; die Pflicht zur Erérterung
besteht bereits. Die Argumente miissen daher Textform niedergelegt werden, wofiir eine
Dauer von fiinf Minuten angenommen wird. Bei einem Stundensatz von 32,20 Euro ent-
steht einmaliger Erfiilllungsaufwand von rund 1 Mio. Euro, unter der Annahme, dass im
ersten Jahr der Regelung samtliche in Frage kommenden Beschiftigten eine Antwort in
Textform notig machen werden. Ferner ergibt sich laufender Erfiillungsaufwand von
rund 53.000 Euro unter der Annahme, dass rund 5 % der Beschiftigten (20.000) jahrliche

entsprechende Antrége stellen werden.
Reaktion auf die Anzeige des Wunsches nach einem unbefristeten Arbeitsverhiltnis

Das Ressort geht nachvollziehbar von rund 97.000 Anzeigen pro Jahr aus. Es wird ange-
nommen, dass pro Fall 15 Minuten (Lesen der Anzeige sowie Erstellen und Ubermitteln
einer Entscheidung) Aufwand entstehen (Lohnsatz 32,20 Euro). Somit ergibt sich ein jahr-
licher Erfiilllungsaufwand fiir die Wirtschaft von rund 782.000 Euro. Fiir bereits beste-
hende Arbeitsverhiltnisse betridgt der einmalige Erfiillungsaufwand rund 1,82 Mio. Euro.

Dabei wird nachvollziehbar von einmalig 226.000 Antrdgen ausgegangen.

Hinweispflicht des Arbeitgebers iiber die Beratungsangebote , Faire Mobilitiit”
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EU-Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer mit Wohnsitz oder gewohnlichem Aufenthalt
im Ausland sollen bei einer Arbeitsaufnahme in Deutschland vom Arbeitgeber in Text-
form tiber mogliche Beratungsangebote informiert werden. Das Ressort geht von rund
198.000 Unternehmen aus, die Unionsbiirger mit Wohnsitz im Ausland einstellen. Fiir die
Erstellung der Information wird im Einzelfall ein Zeitaufwand von ftinf Minuten ange-
nommen. Bei einem Stundenlohnsatz von durchschnittlich 32,20 Euro ergibt sich hieraus

ein einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 533.000 Euro.

Verwaltung

Der Verwaltung entsteht ein geschitzter einmaliger Erfiilllungsaufwand von
rund 500.000 Euro (Bund: rund 50.000 Euro; Lander und Kommunen: rund 450.000 Euro)
sowie ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund 7,8 Mio. Euro (Bund: rund 7.000 Euro;

Lander und Kommunen: rund 7,8 Mio. Euro).
Niederschrift zu den wesentlichen Vertragsbedingungen

Mit den Anderungen zum Nachweisgesetz werden Ergénzungen in der Niederschrift von
neu abzuschlieffenden Beschéftigungsverhéltnissen geregelt. Nach dem IAB-Betriebspa-
nel bestanden im Jahr 2018 rund 28.400 Betriebe in der 6ffentlichen Verwaltung. Es wird
angenommen, dass grundsatzlich schriftliche Arbeitsvertrage in der 6ffentlichen Verwal-
tung bestehen. Allerdings kann vereinzelt aufgrund der Anderungen des Nachweisgeset-
zes eine Nachweispflicht in die Arbeitsvertrdge aufgenommen werden miissen. Zur An-
derung einer Vorlage werden durchschnittlich drei Minuten Zeitaufwand einer Person im
gehobenen Dienst angenommen (Stundensatz Bund 43,40 Euro; Land 40,80 Euro; Kom-
mune 42,30 Euro). Daraus ergibt sich ein einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 60.000

Euro (Bund: 10.000 Euro, Lander und Kommunen: 50.000 Euro).
Kontrolle der Regelungen

Im Nachweisgesetz werden Regelungen zu Ordnungswidrigkeiten eingefiihrt. Das Ress-
ort geht anhand der Beschiftigungsstatistik nachvollziehbar von rund 31.400 Kontrollen
jahrlich aus und schétzt, dass pro Kontrolle jeweils eine Stunde Vor- und eine Stunde
Nachbereitungszeit notwendig sind. Fiir die Kontrollen selbst wird eine Dauer von vier
Stunden angenommen (inklusive An- und Abfahrt). Insgesamt fallen damit pro Kontrolle
sechs Stunden fiir eine Person im gehobenen Dienst an. Daraus ergibt sich ein jahrlicher
Erfiillungsaufwand fiir die Verwaltung in den Landern und Kommunen von rund 7,7

Mio. Euro.
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Reaktion auf die Anzeige des Wunsches nach Verinderung der Dauer und der Lage der Arbeitszeit

Das Ressort geht nachvollziehbar von rund 17.600 Antragen von Beschéftigten aus (Bund:
2.904, Lander: 6.793, Kommunen: 7.985). Es wird angenommen, dass diese im ersten Jahr
der Umsetzung ein Antwortschreiben des Arbeitgebers nétig machen werden, weil sie ei-
nen Antrag auf ein sichereres Arbeitsverhéltnis gestellt haben. Fuir die Erstellung eines
Schreibens werden ftinf Minuten geschitzt. Das Schreiben wird von einer Person mit ge-
hobener Qualifikation erstellt (Stundensetz Bund 43,40; Land 40,80; Kommune 42,30). Es
wird ein einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 61.700 Euro geschitzt (Bund: 10.500,
Lander und Kommunen: 51.200). Es wird angenommen, dass 5 % des Bestandes jahrlich
eine schriftliche Antwort ihres Arbeitgebers zu erwarten haben. Das sind rund 880 Perso-
nen (Bund: 140, Lander: 340, Kommunen: 400). Fiir die Erstellung des Schreibens werden

fiinf Minuten benotigt. Dies ergibt einen marginalen jahrlichen Erfiillungsaufwand.

Das Ressort geht nachvollziehbar von rund 32.000 Beschiftigten in der Verwaltung aus
(Bund 5.200; Lander 12.200; Kommunen: 14.360), die ein Interesse daran haben, beim sel-
ben Arbeitgeber ihre Arbeitszeit zu erhchen. Es wird angenommen, dass diese im ersten
Jahr der Einfiihrung der Regelung einen Antrag stellen und der Arbeitgeber in Textform
antworten muss. Das vorliegende Regelungsvorhaben regelt lediglich das Erfordernis der
Antwort in Textform; die Pflicht zur Erorterung besteht bereits. Die Argumente miissen
daher Textform niedergelegt werden, wofiir eine Dauer von finf Minuten angenommen
wird. Bei entsprechenden Stundensétzen (Bund 43,40 Euro; Land 40,80 Euro; Kommune
42,30 Euro) entsteht einmaliger Erfiillungsaufwand von rund 111.000 Euro, unter der
Annahme, dass im ersten Jahr der Regelung samtliche in Frage kommenden Beschiftigten
eine Antwort in Textform notig machen werden. Ferner ergibt sich marginaler laufender
Erfiillungsaufwand unter der Annahme, dass kiinftig fiinf Prozent der Belegschaft ent-

sprechende Antrége stellt.
Reaktion auf die Anzeige des Wunsches nach einem unbefristeten Arbeitsverhiltnis

Fiir bestehende Arbeitsverhéltnisse geht das Ressort nachvollziehbar von einmalig rund
1.200 Anzeigen fiir den Bundesbereich sowie rund 23.900 fiir den Landes- und Kommu-
nalbereich aus (Quelle: IAB-Stellenerhebung 2019 in Verbindung mit dem Mikrozensus
2019). Es wird angenommen, dass das Lesen der Anzeige sowie das Erstellen und Uber-
mitteln einer Entscheidung in der Summe 15 Minuten einer Person im gehobenen Dienst
erfordert. Damit ergibt sich ein einmaliger Erfiilllungsaufwand von rund 259.000 Euro

(Bund: 13.000 Euro, Lander und Kommunen: 246.000 Euro). Jahrlich werden 530 fiir den
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Bundesbereich sowie 10.300 fiir den Landes- und Kommunalbereich geschitzt. Der jahrli-
che Erfiillungsaufwand betrégt fiir den Bund rund 5.600 Euro und fiir Linder sowie

Kommunen rund 105.000 Euro.
.2 Umsetzung von EU-Recht

Dem NKR liegen keine Anhaltspunkte dafiir vor, dass mit dem Vorhaben tiber eine 1:1

Umsetzung hinausgegangen wird.
.3 “One in one out’-Regel

Wegen der 1:1 Umsetzung des Regelungsvorhabens erfolgt keine Kompensation gem.

‘One in one out’-Regel.

III.4 Nutzen

Das Ressort hat den Nutzen des Regelungsvorhabens nicht dargestellt.
III.5  Evaluation

Nach Artikel 23 der Richtlinie {iberpriift die Kommission nach Konsultierung der Mit-
gliedstaaten und der Sozialpartner auf Unionsebene und unter Berticksichtigung der Aus-
wirkungen auf Kleinstunternehmen sowie kleine und mittlere Unternehmen spétestens
bis 1. August 2027 die Umsetzung der Arbeitsbedingungenrichtlinie und schldgt gegebe-
nenfalls die notwendigen Anderungen der Rechtsvorschriften vor. Die Anforderungen an
diese Evaluierung entsprechen den Anforderungen, die die Bundesregierung an eine an-

gemessene Evaluierung stellt.

IV. Ergebnis

Die Darstellung der Regelungsfolgen ist nachvollziehbar und methodengerecht. Der Nati-
onale Normenkontrollrat erhebt hiergegen im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine

Einwéande.

Prof. Dr. Sabine Kuhlmann Dr. Thea Diickert

Stellv. Vorsitzende Berichterstatterin
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	„(6) Auf den Ausbildungsvertrag sind, soweit sich aus seinem Wesen und Zweck sowie aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt, die für den Arbeitsvertrag geltenden Rechtsvorschriften und Rechtsgrundsätze anzuwenden.“


	Artikel 11
	Änderung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes
	Nach § 23b des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799), das zuletzt durch Artikel 12 des Gesetzes vom 10. Dezember 2021 (BGBl. I S. 5162) geändert worden ist, wird folgender § 23c eingefügt:
	„§ 23c
	Informationspflicht bei Anwerbung aus dem Ausland
	Ein Arbeitgeber mit Sitz im Inland, der mit einem Unionsbürger nach § 23a Absatz 2 Nummer 1 mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Ausland zur Arbeitsleistung im Inland einen Arbeitsvertrag abschließt, hat diesen spätestens am ersten Tag der Arb...



	Artikel 12
	Inkrafttreten
	(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Absatzes 2 am ... [einsetzen: 1. August 2022, sofern die Verkündung spätestens am 31. Juli 2022 erfolgt; bei späterer Verkündung das Datum, das auf den Tag der Verkündung folgt] in Kraft.
	(2) Artikel 10 tritt am 1. Januar 2023 in Kraft.
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